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Die durch die Abkommen mit Polen óeschaffene Laoe. 


Am 6. August 1934 sind zwischen der Danziger 
und der polnischen Regierung mehrere Abkommen 
wirtschaftlicher Art geschlossen worden, die für die 
Danziger Wirtschaft von groDer Bedeutung sind. Ueber 
den Inhalt dieser Vertráge ist bereits berichtet. Der 
genaue Wortlaut der Abkommen ist in der ,,Danziger 
Wirtschaftszeitung“ Nr.33 vom 14. August 1934 ver- 
öffentlicht. Nachstehend soll auf die wichtigsten 
technischen Voraussetzungen und formalen Vorbe- 
dingungen für die Abwicklung des Danzig-polnischen 
Warenverkehrs, soweit sie sich aus dem Kontingent- 
und Marktregulierungsabkommen ergeben, einge- 
gangen werden. 


I. Warenverkehr von Danzig nach Polen. 


Mit dem 1. September d.J. kommen die aus dem 
Bestehen der Danziger Eigenbedarfskontingente ab- 
geleiteten Warenbeschränkungen in Fortfall; es er- 
übrigen sich auch irgendwelche Kontrollen nach 
Danziger Kontingentwaren, da mit dem 1.9. 1934 die 
Danziger Kontingente in das polnische Kontingent- 
system eingebaut sind und Einfuhrbewilligungen von 
der Außenhandelsstelle der Freien Stadt Danzig ab 
1. September d. J. nicht mehr ausgestellt werden. 
Diesogenannten Zollkontrollen fallen 
fort und die bei der Unterwerfung unter die Kon- 
trolle abgegebenen Verpflichtungserklärungen 
werden hinfällig. Beschränkungen, daß die auf 
Danzig entfallenden Kontingente im Freistaatgebiet 
verbleiben müssen, gibt es ab 1. 9. 1934 nicht mehr. 

Nur für diejenigen Waren, die bis zum 1. 9. 1934 
auf Grund einer Danziger Einfuhrbewilligung einge- 
führt worden sind und in Danzig lagern, die sogen. 
„Remanenten“ sind vorübergehend gewisse Be- 
schränkungen vorgesehen. Nach dem Zusatzproto- 
koll zum Kontingentabkommen sind die Remanenten 
unter die Kontrolle der Danziger Außenhandelsstelle 
gestellt. Handelt es sich nur um kleine Restbestände, 
so werden sie auf den Danziger Kontingentanteil 
sofort angerechnet; sie können dann frei nach Polen 
gehandelt werden. Bei größeren Beständen ist nur 
eine allmähliche Freigabe durch die Außenhandels- 
stelle im Einvernehmen mit dem Polnischen Beauf- 
tragten vorgesehen mit der Maßgabe, daß spätestens 
innerhalb eines Jahres der gesamte Bestand auch 
zum Handel nach Polen freigegeben wird. 

Auch die Beschränkungen, die sich durch die An- 
wendung der Lebensmittelgesetzgebung 
für einige Waren ergeben haben, kommen durch das 
am 6. 8. 1934 abgeschlossene Lebensmittelabkommen 
in Fortfall: 

Zu beachten sind ferner die Beschränkungen, die 
sich aus dm Marktregulierungsabkom- 
men für den Absatz von Fischen, Fischerzeug- 
nissen und Käse ergeben. Diese Erzeugnisse Dan- 
ziger Ursprungs dürfen nur im Rahmen der mit 
Polen vereinbarten Kontingente nach Polen ausge- 
führt werden und bedürfen daher bei. der Ausfuhr 
nach Polen der Bewilligung des zuständigen Danziger 
Marktversorgungsverbandes. Um darüber eine Kon- 
trolle zu haben, ob Fische, Fischerzeugnisse . und 
Käse bei der Ausfuhr: von Danzig nach Polen Dan- 
ziger oder zollausländischen Ursprungs sind, ist die 
Bewilligung des Danziger Marktversorgungsverbandes 


auch für diese Waren zollausländischen Ur- 
sprungs erforderlich. 

Waren, die Gegenstand des Staatsmonopols 
bilden, sind nach wie vor von der Freizügigkeit des 
Warenverkehrs ausgenommen. Auch bezüglich des 
Verkehrs mit Waren, die einer indirekten Steuer 
unterliegen, sowie des Verkehrs mit Arzneien nach 
Polen hat sich nichts geändert. Es ist zu beachten, 
daß nur diejenigen Arzneien in Polen vertrieben 
werden können, die registriert und in der sogenannten 
Rezepturliste aufgenommen sind. 


II. Warenvenverkehr von Polen nach Danzig. 


Hier sind gegenüber dem bisherigen Zustand Aen- 
derungen nur durch das Marktregulierungsabkommen 
eingetreten. Die in dem Marktregulierungsabkommen 
aufgeführten Waren, gleichgültig ob sie aus dem Zoll- 
auslande oder aus dem Gebiet der Republik Polen 
stammen, dürfen auf Danziger Gebiet nur mit Be- 
willigung des zuständigen Marktversorgungsver- 
bandes feilgehalten, verkauft, oder sonst in den Verkehr 
gebracht werden. Es handelt sich um folgende Waren; 

1. Milch, Sahne, Buttermilch, Magermilch, Kon- 

densmilch, Milchpulver, Butter und Käse; 
. Pferde, Rinder, Kälber, Schafe, Schweine, Geflügel, 
Fleisch und Fleischerzeugnisse und Schmalz; 
. Fische und Fischerzeugnisse; 
. Kartoffeln; 
. Brot, Brötchen und Mehl; 
Eier; 
. Futtermittel (Heu, Stroh und Häcksel). 

Die Einfuhr dieser Waren aus Polen erfolgt im 
Rahmen bestimmter Kontingente, die mit der pol- 
nischen Regierung vereinbart sind. Für die Einfuhr 
von Mehl gilt bis zu der in Aussicht genommenen 
Neuregelung der provisorische Vertrag vom 5. 1. 34. 


III. Warenverkehr mit dem Zollauslande, 


Es ist darauf zu achten, daß die polnischen Ein- 
fuhrverbote wirtschaftlicher Art auf dem Gebiete der 
Freien Stadt Danzig zu dem gleichen Zeitpunkt 
in Kraft gesetzt werden wie auf dem Gebiete der 
Republik Polen. Ab 1. September d. J. werden Ein- 
fuhrbewilligungen lediglich durch das polnische Mi- 
nisterium für Industrie und Handel ausgestellt. Die 
Bearbeitung der Anträge sowie die Unterverteilung 
des auf Danzig entfallenden Kontingentanteils wird 
durch die Kammer für Außenhandel vorgenommen, 
Wie bereits bemerkt, können die auf Grund der pol- 
nischen Einfuhrbewilligung eingeführten Waren in 
Danzig und Polen abgesetzt werden, jedoch ist auch 
hier zu beachten, daß die in dem Marktregulierungs- 
abkommen aufgeführten Waren — es handelt sich 
um den gleichen Warenkreis der unter II aufgeführten 
Artikel — in Danzig zwar zollamtlich abgefertigt, 
jedoch in den freien Verkehr nur mit Bewilligung 
des zuständigen Danziger Marktversorgungsverbandes 
gesetzt werden können. Die Firmen tun also gut 
daran, sich vor Ausnutzung der Einfuhrbewilligung 
zu vergewissern, ob sie für den Absatz dieser Waren 
in Danzig die Bewilligung des zuständigen Markt- 
versorgungsverbandes erhalten. 

Bezüglich der sanitären Einfuhrbeschränkungen 
d. h. derjenigen Waren, die nicht durch die Einfuhr- 
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verbotslisten I und II umfaßt sind, hat sich nichts 
geändert. 


IV. Verfahren bei der Verteilung der Kontingente. 


Die Kontingente werden von der Zentraleinfuhr- 
kommission in Warschau grundsätzlich von Viertel- 
jahr zu Vierteljahr verteilt. Für die deutschen 
Kontingente ist eine zweimonatliche Verteilung vor- 
gesehen. Die Firmen müssen diese Termine beachten 
und werden laufend von der Kammer für Außen- 
handel unterrichtet, wann und für welches Land 
Anträge auf Zuweisung von Kontingenten einzureichen 
sind. Die notwendigen Antragsformulare sind von 
der Kammer für Außenhandel erhältlich. Diese 
sammelt und bearbeitet ‚die Anträge, reicht sie ge- 
schlossen an die Zentraleinfuhrkommission ein und 
verteilt den auf Danzig entfallenden Anteil auf die 
Danziger Firmen. Die Firmen enthalten dann von 
der Kammer Mitteilung über den ihnen zugewiesenen 
Anteil und nach einiger Zeit vom polnischen Ministerium 
die Einfuhrbewilligung. ` Abschreibungen von der 
Einfuhrbewilligung sind móglich innerhalb der Gültig- 
keitsdauer der Einfuhrbewilligung. Für die nicht- 
ausgenutzten Kontingente verfallen die an die Zentral- 
einfuhrkommission zu zahlenden Gebühren, die im 
Regelfalle 1 $ vom Inlands werte der Ware betragen. 

In dem Kontingentabkommen sind für Danzig 
Garantiekontingente vereinbart; sie entsprechen 
ungefähr dem bisherigen Danziger Bezug, so daß 
die Firmen im großen ganzen mindestens mit der 
Zuweisung von Kontingenten in dem bisherigen 
Umfange rechnen können. Zu beachten ist jedoch, 
daß das Land, aus dem die Ware bezogen werden 
soll, angegeben werden muß. Die polnischen Kon- 
tingente sind auf die einzelnen Länder verteilt, 
so daß die Firmen sich auch vor Einreichung der 
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Anträge darüber informieren müssen, ob ein Ein- 
fuhrkontingent für das betreffende Bezugsland auf- 
gestellt ist. 

Weiterhin ist darauf zu achten, daß jetzt die 
Kompensationsbedingungen erfüllt werden 
müssen, soweit die Erteilung der Einfuhr von der 
Kompensation abhängig gemacht wird; jedoch wird 
die Erteilung der Einfuhr nur in wenigen Fällen 
von der Kompensation abhängig gemacht, gewöhnlich 
ist die Kompensationsbewilligung an die Erteilung 
der zollermäßigten Einfuhr geknüpft. 

Auch der Kreis derjenigen Firmen, die Anträge 
auf Zuweisung von Einfuhrbewilligungen über die 
Kammer für Außenhandel an das Handelsministerium 
rtchten können, ist umrissen. Anspruch auf die Kon- 
tingente haben alle Industrieunternehmen, Hand- 
werksbetriebe, Erwerbs- und Wirtschäftsgenossen- 
schaften einschließlich der landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften, ferner alle Handelsbetriebe mit einer 
Beschäftigungszahl von mehr als 2 Angestellten. Für 
die übrigen Antragsteller, die Kleinimporteure, ist 
ein erleichtertes Verfahren eingeführt, das in 
dem Zusatzprotokoll zu dem Kontingentabkommen 
besonders geregelt ist. 


V, Kammer für Außenhandel. 


Die Kammer für Außenhandel, die u.a. auch die 
Bearbeitung und Verteilung der Kontingente vor- 
nehmen wird, ist bereits durch die Verordnung vom 
16. 8. 1934 errichtet. Sie wird in einem Teil der 
Räume des Volkstags ihre Tätigkeit mit dem 1. Sep- 
tember 1934 aufnehmen. Firmen, die an den Kon- 
tingenten beteiligt werden wollen und sonst am Außen- 
handel interessiert sind, werden der Kammer für 
Außenhandel beizutreten haben. 


Der Kündidunösschuiz für Arbeiter und Anóesiellie nach 
den im Freistaat Danzió óellenden Bestimmungen. 


Nach Auferkrafttreten einer Reihe von alten Ge- 
setzen und Verordnungen gibt es heute nur noch 
zwei Bestimmungen in der Verordnung zur Ordnung 
der Arbeit (Arbeitsordnungsgesetz = AOG.), die den 


Arbeitern und Angestellten — gleichgültig welchem 
Beruf sie angehóren — einen Kündigungsschutz ge- 
währen. 


Es sind dieses 

1. die Pflicht des Unternehmers zur Anzeige an 
den Treuhänder der Arbeit, wenn er größere Ent- 
lassungen vornehmen will ($ 20 AO. ) 

2. der Kündigungsschutz für Arbeiter und Ange- 
stellte, die lànger als ein Jahr in einem Betriebe 
tätig sind (SS 56ff.). 

Die Anzeigepflicht. 

Der Unternehmer eines Betriebes mit weniger als 
hundert Beschäftigten muß dem Treuhänder der 
Arbeit schriftlich Anzeige erstatten, wenn er inner- 
halb von 4 Wochen mehr als drei Beschäftigte ent- 
lassen will. Bei Betrieben mit mehr als 100 Be- 
schäftigten ist die Anzeige erforderlich, wenn inner- 
halb von 4 Wochen mehr als 50 Beschäftigte oder 
10 % der regelmäßig Beschäftigten entlassen 
werden sollen. Die Entlassung kann erst 4 Wochen 
nach Eingang der Anzeige beim Treuhänder der 
Arbeit vorgenommen werden. Es ist klar, daß eine 
starre Anwendung dieser Bestimmungen eine Reihe 
von Gewerbezweigen in ganz kurzer Zeit zum Er- 
liegen bringen müßte. So läßt sich zum Beispiel 


im Baugewerbe oder im Speditionsgewerbe die Not- 
wendigkeit größerer Entlassungen in vielen Fällen 
nicht 4 Wochen vorher übersehen. Aus diesem 
Grunde kann der Treuhänder der Arbeit genehmigen, 
daß die in Aussicht genommenen Entlassungen schon 
vor Ablauf von 4 Wochen durchgeführt werden. Er 
kann diese Genehmigung auch "mit rückwirkender 
Kraft erteilen. Die betreffenden Unternehmer bezw. 
Unternehmergruppen werden sich zweckmäßig mit 
dem Treuhänder der Arbeit in V. erbindung setzen, um 
die Interessen ihrer Betriebe mit den Interessen der 
Allgemeinheit in Einklang zu bringen. Andererseits 
kann der Treuhänder der Arbeit den Unternehmer 
verpflichten, die Entlassungen erst nach Ablauf von 
8 Wochen nach Eingang der Anzeige vorzunehmen. 
Er wird dieses dann “tun, wenn eine längere Beschäf- 
tigung der Arbeiter und Angestellten möglich er- 
scheint. Hat der Unternehmer die Anzeige erstattet, 


und ist er nach Ablauf der festgesetzten Frist zu 


den Entlassungen berechtigt? dann muß er die Ent- 
lassungen innerhalb von weiteren 4 Wochen vor- 
nehmen, andernfalls erneut Anzeige erstattet werden 
muß. Das darf nun nicht den Unternehmer veran- 
lassen, dauernd in bestimmten Zeitabständen Ent- 
lassungen anzuzeigen, sodaß er nach der Verordnung 
jederzeit berechtigt wäre, Entlassungen vorzunehmen. 
Derartige Kettenanzeigen widersprechen dem Sinne 
der Verordnung und werden von dem Treuhänder der 
Arbeit nicht zugelassen. Das Recht des Unternehmers 
zur fristlosen Entlassung eines Beschäftigten aus 


- 
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einem wichtigen Grunde wird durch diese Bestim- 
mung nicht berührt. Ferner finden diese Bestimmun- 
gen keine Anwendung auf Entlassungen in Saison- 
und Kampagne-Betrieben, sofern sie durch diese 
Eigenart des Betriebes bedingt sind. Saison-Betriebe 
sind solche, die regelmäßig in einer bestimmten 
Jahreszeit verstärkt arbeiten, Kampagne - Betriebe 
solche, die regelmäßig nicht mehr als 3 Monate im 
Jahre arbeiten. 


Der Kündigungsschutz der SS 56ff. AOG. 

Das bisherige Kündigungseinspruchsverfahren des 
Arbeitnehmerausschußgesetzes ist völlig umgestaltet 
worden. Ein Arbeiter oder ein Angestellter in einem 
Betriebe mit in der Regel drei Beschäftigten hat jetzt 
das Recht, Klage auf Widerruf einer Kündigung 
zu erheben, wenn er ein Jahr in dem Betriebe 
tätig war. Das Arbeitnehmerausschußgesetz ließ den 
Kündigungseinspruch aus fünf ausdrücklich aufge- 
führten Gründen zu. Im Gegensatz hierzu gewährt 
das neue Gesetz die Klage schlechthin unter der 
Voraussetzung, daß die Kündigung unbillig hart und 
nicht durch die Verhàltnisse des Betriebes bedingt 
ist. Während der Gekündigte nach dem  Arbeit- 
nehmerausschußgesetz das Arbeitsgericht nur dann 
anrufen konnte, wenn die Betriebsvertretung seinen 
Einspruch als begründet erklärte, ist heute das 
Klagerecht von der Auffassung des Vertrauensrates 
unabhängig. Der Gekündigte ruft unmittelbar das 
Arbeitsgericht an. Ist in dem Betrieb ein Vertrauens- 
rat errichtet, so ist der Klage lediglich eine Be- 
scheinigung beizufügen, aus der sich ergibt, daß die 
Frage der Weiterbeschäftigung im Vertrauensrat er- 
folglos beraten worden ist. Von der Beibringung 
dieser Bescheinigung kann abgesehen werden, wenn 
der Gekündigte nachweist, daß er binnen 5 Tagen 
nach Eingang der Kündigung den Vertrauensrat 
angerufen hat. Die Klage muß binnen zwei Wochen 
nach Zugang der Kündigung erhoben werden. Wird 
der Klage stattgegeben, so spricht das Gericht den 
Widerruf der Kündigung aus und setzt gleichzeitig 
eine Entschädigung für den Fall fest, daß der Unter- 
nehmer den Widerruf ablehnt. Der Richter muß bei 
der Festsetzung der Entschädigung die wirtschaft- 
. liche Lage des Gekündigten und die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Betriebes angemessen berück- 
sichtigen. Die Entschädigung bemißt sich nach der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses, darf aber Aus des 
letzten Jahresarbeitsverdienstes nicht übersteigen. 
Der Unternehmer kann binnen drei Tagen nach Zu- 
stellung des Urteils zwischen dem Widerruf der 
Kündigung oder der Zahlung der Entschädigung 
wählen. Erklärt er sich innerhalb der gesetzlichen 
Frist nicht, so gilt die Entschädigung als gewählt. 
Der Unternehmer wird dadurch, daß er den Widerruf 
der Kündigung wählt, nicht gehindert, gegen das 
Urteil Berufung einzulegen. Widerruft der Unter- 
nehmer auf Grund einer arbeitsgerichtlichen. Ent- 
scheidung die von ihm ausgesprochene Kündigung, 
so ist er verpflichtet, dem Gekündigten für die Zeit 


zwischen der Entlassung und der Wiedereinstellung . 


Lohn oder Gehalt zu gewähren. Der Gekündigte ist 
berechtigt, die weitere Beschäftigung bei dem frü- 
heren Unternehmer zu verweigern, wenn er in der 
Zwischenzeit einen neuen Dienstvertrag abgeschlossen 
hat. Er muf dann innerhalb von drei Tagen dem 
Unternehmer mündlich oder schriftlich davon Mit- 
teilung machen. Ist einem Arbeiter oder Angestellten 
fristlos gekündigt worden, so kann der Gekündigte 
mit ein und demselben Verfahren die Berechtigung 
dieser fristlosen Kündigung bestreiten und gleich- 
zeitig für den Fall, daß das Gericht die fristlose 
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Kündigung als für den nächsten zulässigen Zeit- 
punkt wirksam ansieht, den Widerruf dieser Kündi- 
gung beantragen. 

Einen besonderen Kündigungsschutz genießen die 
Vertrauensleute, den sie für ihr Amt zur Sicherung 
und Erhaltung ihrer Unabhängigkeit von dem Wohl- 
wollen des Unternehmers bedürfen. Während der 
Dauer der Ausübung ihres Amtes ist die Kündigung 
unzulässig. Nur zwei Ausnahmen kennt das Gesetz: 

Die Kündigung infolge Stillegung oder Teilstill- 
legung des Betriebes und die Kündigung aus einem 
Grunde, der zur Kündigung des Dienstverhältnisses 
ohne Einhaltung der Kündigungsfrist berechtigt. 


Die Kündigungsfristen. 

Die Kündigungsfristen für Arbeiter und Ange- 
stellte sind in zahlreichen Bestimmungen zerstreut 
geregelt. Ist eine Kündigungsfrist nicht vereinbart, 
und finden andere Gesetze keine Anwendung, dann 
gelten die Bestimmungen des BGB. Für die gewerb- 
lichen Arbeiter und Angestellten legt die Gewerbe- 
ordnung, für die Handlungsgehilfen das Handels- 
gesetzbuch Mindestkündigungsfristen fest. Durch 
das Gesetz über die Fristen für die Kündigung von 
Angestellten (Kündigungsschutzgesetz f. A.) wird die 


Kündigungsfrist für langjährig in einem Betrieb be- ` 


schäftigte Angestellte bis auf 6 Monate erhöht. 
Schwerbeschädigte können auf Grund des Gesetzes 
über die Beschäftigung Schwerbeschädigter nur mit 
Zustimmung der Hauptfürsorgestelle und der Inne- 
haltung einer mindestens 4-wöchentlichen Kündigungs- 
frist entlassen werden. Ueber diese gesetzlichen Bestim- 
mungen hinaus sind in zahlreichen Tarif- und Be- 
triebsordnungen längere Kündigungsfristen rechts- 
verbindlich festgelegt. Während den Angestellten 


ausreichende Kündigungsfristen gesetzlich gewähr- - 


leistet sind, können’ aber heute noch die meisten Ar- 
beiter mit täglicher Kündigungsfrist entlassen wer- 
den. Der Treuhänder der Arbeit fordert daher in 
seinen Richtlinien für die Aufstellung von Betriebs- 
ordnungen gerade für die Arbeiter längere Kündi- 
gungsfristen. Jeder Unternehmer muß in dieser Hin- 
sicht bis an die Grenze des wirtschaftlich Trag- 
baren gehen, und seinen Arbeitern das Gefühl geben, 
daß sie nicht von heute auf morgen auf die Straße 
gesetzt werden können. In sehr vielen Fällen ist es 
wirklich nur die Gewohnheit, erst im allerletzten 
Augenblick über die vorhandenen Arbeitsmöglich- 
keiten, zu disponieren, die den Unternehmer glauben 
macht, daß er von der täglichen Kündigungsfrist für 
Arbeiter nicht abgehen kann. 


Die Rechtsberatung und Rechtsvertretung bei 
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten. 


Naturgemäß geben gerade Kündigungen am häu- 
figsten Anlaß zu Streitigkeiten. Die Rechtsberatung 
und Rechtsvertretung bei arbeitsrechtlichen Streit- 
fällen ist jetzt einheitlich geregelt worden. Die Dan- 
ziger Arbeitsfront hat eine Rechtsberatungsstelle ge- 
trennt nach Arbeitern und Angestellten einerseits 
und Unternehmern. andererseits errichtet, die Mit- 
gliedern der Danziger Arbeitsfront kostenlos Aus- 
künfte in allen arbeitsrechtlichen Fragen erteilt. 
Vor den Arbeitsgerichten sind auf Grund des $ 11 
des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung vom 28. 
6. 34 als Prozeßbevollmächtigte oder Beistände nur 
Leiter und Angestellte der Rechtsberatungsstelle der 
Danziger Arbeitsfront zugelassen. Die Vertretung er- 
folgt ebenfalls kostenlos. In Einzelfällen kann die 
Danziger Arbeitsfront Rechtsanwälte zur Vertretung 
einer‘ Partei vor dem Arbeitsgericht ermächtigen. 
Ferner kann der Senat durch Verordnung andere 


CN 
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Stellen (Körperschaften, Vereinigungen) der Rechts- beiter und Angestellten, wie auch für den Unter- 
beratungsstelle der DAF. für die Prozeßvertretung nehmer. Bei dieser Gelegenheit sei darauf hin- 
ihrer Mitglieder gleichstellen. Von diesem Recht gewiesen, daß die Unternehmer nur als Einzelper- 
hat der Senat bisher keinen 'Gebrauch gemacht. sonen der DAF. angehören können, nicht aber die 
Vor dem Landesarbeitsgericht müssen sich die Par- Unternehmungen als solche. Das entspricht der Auf- 
teien durch Rechtsanwälte vertreten lassen. fassung, daf nicht die unpersónliche Unternehmung, 
Die Rechtsberatungsstelle wird in jedem Streit- sondern der vollverantwortliche Unternehmer den Be- 
falle zunächst versuchen, eine außergerichtliche schäftigten gegenübersteht. Eine Aktiengesellschaft 
Einigung herbeizuführen. Gelingt das nicht, dann z.B. wird infolgedessen nur über ein Vorstandsmitglied, 
übernimmt sie für Mitglieder der DAF. die Ver- das der DAF. angehört, von der Rechtsberatungsstelle 
tretung vor dem Arbeitsgericht sowohl. für die Ar- vertreten werden können. B. 


Mitteilungen der Amtsstelle der Industrie-, Handels- und Gewerhekammer 


Verleihung von Auszeichnungen. Sophie Marschall, die seit 25 Jahren bei der 
In Anerkennung ununterbrochener, langjähriger Firma Paul Radtke, Danzig, tätig ist, das silberne 
treuer Mitarbeit hat die Handelskammer Fräulein Denkzeichen am rotgelben Bande verliehen. 


Amtliche Notierungen an der Danziger Börse vom 6. his 16. August 1934. 


Die Notierunzen erfolgen in Danziger Gulden (G). 


Tel. Aus- 100 Zloty = | 100 Satz loko |  DolarNoten [Dollar-Noten uszahl. Tel. Auszahl. Tel, Auszahl. 

Zeit sanang Ausz. Warschau No Sr SL TEE New York Amsterdam Zürich 
Geld | Brief | Geld | Brief | Geld | Briet | Geld | Brief |Geld|Briet| Geld | Brief | Geld | Brief | Geld | Briet 
6.8.34 | *15,40 (15.44. | 57,85 | 57,97 | 57,86| 57,98 | — — {| — | — [3,0544| 3,0606 | *207,09 | 207,51 | *99,93 | 100,13 
7.8.34 | 15,42 |15,46 | 57,87 | 57,99 | 57,89| 8,00 | — — | — | — [%3,0569 | 3,0631 | 207,14 | 207,56 | 99,22 | 100,12 
8.8.34 | 15,41 115,45 | 67,87 | 57,38 | 81,59 "tator — | — | — |3049| 30531| 207,14 | 207,56 | *99,93 | 100,13 
9.8.34 | 15,40 115,44 | 57,88 | 58,00 | 57,89| 58,01 | — — | | — [3,0530 | 3,0592 | 207,09 | 207,51 | *99,93 | 100,13 
10.8.34 | «15407 [15,44] 57,88 | 58,00 | 57,89 | 58,01 | — — | — | — [3,0230 | 3,0290 | *207,15 | 207,57 | *99,95 | 100,15 
11.8.34 | keine |Bürse| — _ um = KE E al zx E == == en = 
13.8.34 | 15,39 15,3 157,87 157,98 |57,89 | 58— | — — | — | — [3,0220 | 3,0280 | *207,19 | 207,61] 99,95 | 100,15 


14.8.94 |*15,39 16,43 [57,87 |57,99 Ian) ee | — — | — | — [*30130| 30190| 207,64 | 208,06] 99,95 | 100,15 
15.8.34 |*15,38 115,42 |57,87 |57,99 157,89 | 58,— — — — — ][*3,0270| 3,0330] 207,49| 207,91| 99,90 | 100,10 
16.8.34 |*15,99  |15,43 |57,88 |57,99] 57,89 | 58,— — — — — [| 3,0320 | 3,0380] 207,49 | 207,91| *99,93 | 100,13 
17.8.34 |*15,391/3 18,43: 57,88 57,99 |57,89 | 58,— — — — | — [*3,0270| 3,0330] 207,59| 208,01] 99,95 | 100,15 
18.8. 34 keine |Börse | — — — — — 


Tel Auszahl| Tek Auszan | Tel Auszahl.| Tel. Auszahl, | Tel. Auszahl. | Tel. Auszahl. 100 Reichsmark 
Zeit Paris | Werpen Belga Stockholm | Kopenhagen Oslo Pra tel. Ausz. Berlin 


Geld | Brief | Geld | Brief | Geld | Briet | Geld | Brief | Geld | Brief Geld | Brief 


6.8.84 Bun (023 | *71,83| 71,97 | *79,42| 79,58 |*68,83| 63,97 | *77,42 | 77,58 |*12,72 |1275 | — | — |118,38| 118,62 
.7. 8. 34 [20,20 oa | 7183| 71,97 |*7942| 7958 | *68,83| 68,97 |*77,42 | 77,58 |*12,72 | 12,75 | — | — |11808| 11832 
8. 8. 34 120,197 20,2312| 71,88| 72,02 |*79,42| 79,58 |*69,83| 69,97 | *77,42 | 77,58 12,2 | 1275 | — | — |11888| 119,12 
9. 8. 34 |20,20 120.24 | *71,88| 72,02 |*79,40| 79,56 |*69,80 | 69,94 | *77,40 | 77,56 [*12,72 | 1275 | — | — [119,38] 119,62 
10. 8. 34 0,20 |2024 | 71,88| 72,02 | *79,40 | 79,56 | *68,80 | 68,99 | *77,40 | 77,56 | 12,75%, 12,78} — | — | 118,88] 119,12 
1.8.3 |— | -| - | — — lU -| -| -|- 


13. 8. 34 120,19 |20,23 71,88 | 72,02 | 79,62) 79,78 | *68,80| 68,94 | *77,42 | 77,68 |*12,741/3, 12,77] — — | 119,38| 119,62 


14. $.34|20482092.| 71,83) 7197 |*79,60 | 79,76 | *68,80| 68,94 |*77,60 | 77,76 |*1274 | 1277 | — | — | 119,8] 119,42 
15. 8. 3410,19: 20.23.] 71,78 | 71,92 |*79,52 | 79,68 | *68,70| 68,84 |*77,52 | 77,68 [12,74 | 1277 | — | — [11998] 11947 
16. 8.340,19 120,23 | *71,85 | 71,99 |*79,60 | 79,26 |*68,80 | 68,94 | *77,60 | 77,76 1274 | 12,7 | — | — | 119,38] 119,62 
17. 8. 34 [20,194 20,23, *71,89| 72,04 |*79,60| 79,87 | *68,80 | 68,94 |*77,60 | 77,87 |*12,74 | 1277 | — | — | 11988] 11987 
EN SEET LS WE Be menses nn Ed er rms. [a | «t A 


*) Nominelle Notierungen. 
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Preisnotierungen für Getreide an der Danziger Börse. 


Vom 6. bis 11. August 1934. Die Notierungen erfolgen in Danziger Gulden (G). 
Für 100 kg frei Waggon Danzig 


Zeit E N vm 
EEHSEBEIESESEA3EXHPSESEQJEREXES 
6. 7. 84 
7.7.34 |y nicht notiert 
feine 
14,15 b. 15,— 
E, u m = D ev int | 
12 è xport Ce » £N e, SR 
8.8.34 |. 1255 | 99. Unas rb | — ren hg = Een i a Bo EE E Eee m 
138 Pra. s x LAT 10,50 b. Hal 0m :28,— 32,50 | 8,10 
12,00 11,75 b 11,85 
Wolyn.-gal. D 
105 Pfd, 11,15 | 
9. 8. 34 \ 
10. 8. 34 nicht notiert 
11.8.34 H 
Vom 13. bis 18. August 1934. 
18. 8. 84 | 
14. 8. 34 | * nicht notiert 
15. 8. 34 J 
Export flau 
feine 13,60 
bis 14,40 
mittel 
lt. Muster 
128 Pfd. Export | 18,75 b.19,— "n 95,— 2" ow grove 
16.8.94 | BE We eis ums pr. | _ i bis Se CT Y UE ^ Sd dic EE T. 
12,25 b. 12,50 SN 114/8 Pta. jata nr | 34/15 Se: | C 
11,70 b. 11,85 Í 
110/1 Pfa. | 
11,20 b. 11,40 
105/6 Pfd. s al. 
10,40 b. 10,50 | 
n 2 m y nicht notiert 
Danziger Weripapiere. Die Notierungen erfolgen in Danziger Gulden (G) 
= [6834| 7.8.34 |8.8.34| 9.8.34 | 10.8.34 | 11.8.34 
Festverzinsliche Wertpapiere: 
a) einschließlich der Stückzinsen: 
50% Roggenrentenbriefe (1 Ztr. Roggen) . . -» : «+»... — — — Së - 
70/% Danziger Stadtanleihe 1925 (£ = 25 G) . ........ cm — — — — 
61/50/59 Danziger Staats- (Tabakmonopol) Anleihe (£ = 25 G) . .| 50 bz. — ES ES = 
b) ausschließlich der Stückzinsen: 
40% Danziger Schatzanweisungen . ..... es 80 bz. G. 80 bz. 80 bz, 80 bz. 80 bz. 
89/; (bisher 8%) Danziger Hypothekenbank, Kommunalschuld- y 
verschreibungen . . . T e EE Ee IE — — s Ci Go E 
89/5; (bisher 80%) Danziger Hypotheken- Pfandbriefe Serie 1—9 .| 57 bz, — u ze 56 rep. G. ea 
6%, (bisher 89/)) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 10—18 ee LG Ae - = = 
6 0% (bisher 79/9 Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 19—26 | so bz, zu "T Er au E 
69/5 (bisher 79/9) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 27—34 | 57 rep. B. aid E cm M 2 
69/9 (bisher 79/9 Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 85—42 = -— SE 2s = = 
60/0 (bisher 6%, Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 1. , . = Gë "a zx E 
Aktien: 
Bank von DADHE e Uo wesent ebete CRGO ee ER — — 2 SE Se 
Danziger Privat-Aktien-Bank . ... 2.2.22 22020. ade — — — 100 bz. — 
Danziger HypothekenbDank. u wre ee LT a o Fe. erae — e ax = c 
Zertifikate der Danziger Tabak-Monopol u 6. X m COE: — SS SS => er 
en gs 


Die guten 
Danziger Zigarren und Zigaretten 


dede Marke für sich ein Qualifüfserzeugnis 
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Festverzinsliche Wertpapiere: 
a) einschließlich der Stückzinsen: 


Däin Roggenrentenbriefe (1 Ztr. Roggen) 

19/9 Danziger Stadtanleihe 1925 ($ = 25 G) 

Dua Din Danziger Staa's- (Tabakmonopol) Anleihe ($ = 
b) ausschlieBlich der Stückzinsen: 

40% Danziger Schatzanweisungen 


69/9 (bisher 8 %) Danziger Hypothekenbank, Kommunalschuld- 
verschreibungen.. , . . 4. e a à 


69/9 (bisher 89%) Danziger Hypotheken- Pfandbriefe Serie 1— 9 s 
69/9 (bisher 80%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 10—18 
69/5 (bisher 70%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 19—26 
69/9 (bisher 79/9 Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 27—34 
69/9 (bisher 79/9 Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 35—42 
69/5 (bisher 70%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 1. . . 
Aktien: 
Bank VoU  DRAZIS S. AUN s ERA edes A Ia RIT  Ras ut 
Danziger Privat-Aktien-Bank . . . 
Danziger Hypothekenbank 
Zertifikate der Danziger Tabak-Monopol A.-G. 


se a 40099 et ERT e 


VM PNIS TV Vw 


[13.834 | 14. 8. 34 |15.8.34 | 16. 8. 34 
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| 17.8.34 | 18.8.34 


80 bz 80 bz. 80 bz. 80 bz. 80 bz 
= 
— -— — — —— fa 
— — — |574 bz. G |58/sbz.G| S 
97 bz. — 51 bz. G kl. St. e — = 
= 3 t = — A 
— 56 bz. gr. St. |51».G gr. St. = 58 bz. gr. St. p" 
= 56 bz. G. 157 bz. G € — = 
— — 70 bz. — — 
— 100 bz 100 bz. — — 


Danzig 


Verdingung. 


Die Lieferungen und Leistungen für die Ueber- 
brückung der offenen Flächen der Anlegebrücke I 
an der Toten Weichsel km 25,7 bis 26,1 (vorwiegend 
Ramm- und Zimmererarbeiten) sollen im Wege der 
öffentlichen Ausschreibung vergeben werden. Die Ver- 
dingungsunterlagen kónnen im "Technischen Büro des 
Hafenausse husses, Danzig, Neugarten 28/29, werk- 
täglich zwischen 8 und 12 Uhr eingesehen und gegen 
post- und bestellgeldfreie Einsendung von 5, G 
von der HafenausschuB - Hauptkasse, "Danzig, Neu- 
garten 28/29, bozogen werden. Verdingungstermin den 
31. August 1934, 10 Uhr vormittags. Zuschlagsfrist 
3 Wochen. 

Danzig, den 14. August 1934. 

Der Ausschuß für den Hafen und die Wasserwege 
von Danzig.. 


Betriebsführer, erlaßt Betriebsordnungen! 


Der Treuhänder der Arbeit für das Gebiet der 
Freien Stadt Danzig gibt bekannt: 

Es ist Pflicht jedes Betriebsführers, in seinem 
Betrieb gemäß den Bestimmungen des Danziger 
Arbeitsordnungsgesetzes und gemäß den ergangenen 
Richtlinien des Treuhänders der Arbeit unverzüglich 
eine Betriebsordnung aufzustellen. Bisher sind nur 
wenige Betriebsführer dieser Verpflichtung nachge- 
kommen; sie haben damit in vorbildlicher Weise 
ihren Willen zur Arbeit im Geiste des neuen Arbeits- 
ordnungsgesetzes bewiesen. 

Für alle Betriebsführer wird darauf hingewiesen, 
daß die für den Erlaß der Betriebsordnungen be- 
stehende gesetzliche Frist (1. Oktober 1934) nur die 
äußerste Zeitspanne darstellt, bis zu deren Ablauf 
auch die letzte Betriebsordnung erlassen sein muß. 
Es wird dringend empfohlen, den Ablauf dieser Frist 
nicht abzuwarten, sondern schon jetzt die notwen- 
digen Betriebsordnungen aufzustellen. 

Soweit die Betriebsführer innerhalb der gesetz- 
lichen Frist ihrer Verpflichtung nicht nachkommen, 
wird der Treuhänder der Arbeit von sich aus die 
erforderlichen Betriebsordnungen erlassen. Soweit 


darüber hinaus generelle Regelungen für gewisse 
Gruppen von Betrieben oder für ganze Berufszweige 
erforderlich werden, wird der Treuhänder diese Re- 
gelungen durch den Erlaß von Tarifordnungen oder 
Tarifänderungen treffen. 


Neue Aufgaben für die Danziger Wirtschaft 


Aus der Regierungserklärung zu den neuen 
Abkommen mit Polen. 


dp. Am 15. August gab Präsident Dr. Rausch- 
ning im Danziger Parlament eine Regierungserklä- 
rung ab, der wir folgende Ausführungen über die 
wirtschaftlichen Zukunftsaufgaben Danzigs  ent- 
nehmen: 

Die neuen Abkommen mit Polen sind überwiegend 
wirtschaftlicher Natur. Sie liegen im Zuge der von 
der nationalsozialistischen Regierung begonnenen Ge- 
samtbereinigung der Streitfragen und sind ganz be- 
sonders geeignet, die politischen Beziehungen beider 
Staaten zu einander zu entspannen. Sie schließen 
sich daher an die ersten Arrangements des Vor- 
jahres an und ergänzen sie und die beträchtliche 
Zahl, der bisher im gegenseitigen Einvernehmen be- 
seitigten früheren Streitfälle. Die wesentliche Be- 
detung der Abkommen liegt aber auf wirtschaft- 
lichem Gebiete. Seit Abschluß des Warschauer Ab- 
kommens ist, sowohl was den Umfang des zu regeln- 
den Fragenkreises als was das Gewicht der Neu- 
regelung anlangt, kein Vertragswerk von gleich gro- 
Der sachlicher Bedeutung geschlossen worden. Es sei 
dabei besonders betont, daß die Abkommen von 
Staat zu Staat unmittelbar und ohne Hilfe anderer 
Instanzen getroffen werden konnten. Der Grundsatz 
direkter Verhandlungen, zu dem sich die jetzige Re- 
gierung seit Beginn ihrer Tätigkeit bekannte, hat 
somit hier zu ganz besonders wertvollen Ergeb- 
nissen. geführt. 

Seit der Lostrennung Danzigs aus dem deutschen 
Staatsgebiet und Wirtschaftsraum hat die Freie Stadt 
sich bemüht, ein verbindendes Glied in den Wirt- 
schaftsinteressen der verschiedenen Staaten, mit 
denen sie in lebendiger Berührung steht, zu sein. Die 
jetzigen Abkommen bedeuten daher in der wirt- 
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Schaftspolitischen "Tendenz der Freien Stadt keine 
grundsätzliche Aenderung. Die stärkere Anpassung 
an die polnische Wirtschaftspolitik bedeutet mber 
keineswegs den Verlust der besonderen selbstän- 
digen Bedeutung Danzigs als Wirtschaftsfaktor. Ich 
móchte dabei mit ganz besonderem Nachdruck dar- 
auf hinweisen, daß die Abkommen keinen Bruch mit 
den Jahrhunderte alten traditionellen Beziehungen 
Danzigs zu den übrigen Nationen Ost- und Nordost- 
Europas, England, Skandinavien, Rußland und des 
Südostens bedeuten, sondern daß Danzig im wohl- 
verstandenen Interesse des gemeinsamen Zollge- 
bietes unseres Vertragspartners nunmehr erst recht 
befähigt sein wird, sie ohne die bisherigen Kompli- 
kationen wahrzunehmen. Es liegt mir dabei ganz be- 
sonders am Herzen, die Jahrhunderte alten Be- 
ziehungen zu dem Großbritannischen Reiche zu er- 
wähnen. Daß sich die innigen Beziehungen zum 
Deutschen Reiche in wirtschaftlicher wie besonders 
kultureller Hinsicht von selbst verstehen, bedarf 
keiner Erörterung. Es gereicht mir daher zur Freude, 
feststellen zu können, daß in den Kontingentab- 
kommen dem bestehenden Verhältnis wirtschaftlich 
hervorragend Rechnung getragen werden konnte. 
Es besteht demnach auch kein Anlaß, für den 
unzweifelhaft deutschen Charakter des Danziger 
Staates infolge der Abkommen irgendweche Be- 
fürchtungen zu hegen. Für ihren Abschluß war die 
klare Anerkennung desselben die unerläßliche Vor- 
aussetzung. Danzig hat aber seine Mission als Mittler 
aus dem Ost- und Südostraum zu Nord- und Nord- 
west-Europa Jahrhunderte lang erfüllt, ohne seinen 
eigenen nationalen Charakter einzubüDen. Es wird 
das auch nicht in Zukunft der Fall sein, und es ist 
ein Zweifel an der eigenen Kraft, mit der Gefahr 
einer Selbstpreisgabe zu drohen, wenn die Selbst- 


Verordnung über die Errichtung 
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behauptung lediglich von der Härte des Willens, 
der Disziplin und besonnener, kluger Führung ab- 
hängt. Wir tragen mehr denn je unser Schicksal in 
uns, und ich muf alle die warnen, die da glauben, 
sich den Ruf als Wáchter der Unabhàngigkeit und 
des deutschen Charakters Danzigs so billig erringen 
zu können, wie durch starre und unfruchtbare Wahr- 
nehmung von formalen  Rechtsstandpunkten und 
nationalen. Beteuerungen. 


Danzig hat kein Stapelrecht mehr, das ihm einst 
eine monopolartige Grundlage für seine wirtschaft- 
liche Stellung war. Es ist müfig, historische Remi- 
niszenzen zu sehr die Gegenwart bestimmen zu 
lassen. Die wirtschaftliche Bedeutung Danzigs muß 
sich heute anders bewähren; sein Stapelrecht ist die 


Güte seiner Kaufmannschaft und die Qualität seiner . 


Arbeit. Es wird nun Aufgabe der Wirtschaft sein, 
die ihr neu gebotenen Móglichkeiten auszunutzen. 


Damit ist unsere künftige Aufgabe umschrieben. 
Ich möchte daran heute nicht die theoretische Er- 
órterung weiterer Möglichkeiten wirtschaftspoliti- 
scher Zusammenarbeit anschließen. Es genügt, wenn 
wir mit unseren eigenen Problemen fertig zu werden 
uns bemühen, und es wird unserer ganzen Kraft und 
des vollen Einsatzes der Per$on jedes Einzelnen be- 
dürfen, um die uns gestellte Aufgabe zu lösen. Wir 
gehen, in Selbstbeschränkung und Disziplin einen 
wenig populären Weg, der indessen notwendig ist. 
Aber ich möchte nicht schließen, ohne zu erklären, 
daß zwei Leitgedanken, sowohl die Abmachun- 
gen selbst, als auch die praktische Wirt- 
schaftsführung zu beseelen haben: Fair- 
ness im Großen wie im Kleinen, Tüchtigkeit im 
Einzelnen. Das scheinen uns die Garanten der Zu- 
kunft zu sein. 


der Kammer für Außenhandel.) 


Vom 16. August 1934. 


Auf Grund des $ 1, Ziffer 71, sowie des $ 2 des 
Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G.Bl. S. 273) wird hiermit mit 
Gesetzeskraft verordnet: 

E 
Errichtung und Aufgaben der Kammer. 
$ 1. 

Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird mit 
dem Sitz in Danzig eine Kammer für Außenhandel 
errichtet. 

Sie ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. 

$ 2. 

Die Kammer hat die Handelsinteressen der Dan- 
ziger Wirtschaft mit dem  Zollauslande wahrzu- 
nehmen. 

Die Kammer hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Sie hat die Behörden in Fragen des Außen- 
handels durch tatsächliche Mitteilungen, An- 
träge und Erstattung von Gutachten zu unter- 
stützen, 

2. sie hat die Mitglieder der Kammer in ihren Ge- 
schäftsbeziehungen. mit dem Auslande zu unter- 
stützen, soweit die Gesamtbelange der Danziger 
Wirtschaft es zulassen, 


3. sie ist befugt, Anstalten und Einrichtungen zu 


unterhalten, die die Aufrechterhaltung und den 
Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen mit 
dem Auslande bezwecken, 


*) Veröffentlicht im Ges.Bl. f. d. Freie Stadt Danzig 
Nr. 66 vom 20. 8. 34. 


4. Sie kann kaufmännische Schiedsgerichte  er- 
richten. 
$ 3. 


Die Kammer für Außenhandel soll von den Be- 
hórden in Fragen des Außenhandels gehört werden. 


E 
Zusammensetzung der Kammer. 
$ 4. 

Die Kammer für Außenhandel wird von Inhabern 
oder Leitern derjenigen kaufmännischen oder gewerb- 
lichen Unternehmungen gebildet, die freiwillig ihren 
Beitritt zur Kammer für Außenhandel erklären und 
als Mitglieder aufgenommen werden. 


$ 5. 
Mitglieder der Kammer für Außenhandel können 
sein: | 

1. Kaufleute und Gewerbetreibende (natürliche und 
juristische Personen), soweit sie zur Gewerbe- 
steuer veranlagt sind, 

2. diejenigen ein Handelsgewerbe treibenden Ge- 
sellschaften und Genossenschaften, die im Han- 
des- oder Genossenschaftsregister eingetragen 
sind, soweit sie zur Gewerbesteuer veranlagt 
sind, | 

3. die Landwirtschafts- und Handwerksgenossen- 
schaften, 

4. die mit einem land- und forstwirtschaftlichen. 
Betriebe verbundenen Nebenbetriebe, 
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5. die Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirt- 
schaftlicher Art, 
6. Versorgungsverbände. 

Voraussetzung ist, daf die Mitglieder sich im 
Außenhandel betätigen. 

Jedes Mitglied darf nur mit einer Stimme ver- 
treten sein. Wer nach den bestehenden Bestim- 
mungen mehrfach stimmberechtigt ist, hat gleich- 
wohl nur eine Stimme. 

$ 6. 
Die Mitgliedschaft darf nicht erwerben, wer 
l. den Offenbarungseid geleistet hat, sich in Kon- 
kurs befindet, unter Geschäftsaufsicht steht oder 
seine Zahlungen eingestellt hat, 
2. rechtskräftig wegen  betrügerischen Bankrotts 
verurteilt worden ist, 

. die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat, 

. durch Spruch eines amtlich anerkannten Ehren- 
gerichts von kaufmännischen Aemtern ausge- 
schlossen ist. 

Das gleiche gilt für Vertreter von Mitgliedern 


($ 5). 


§ 7. 

Ueber die Aufnahme eines Mitgliedes entscheidet 
der Vorstand mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor- 
sitzenden. 

Gegen die Entscheidung des Vorstandes kann Be- 
rufung beim Senat eingelegt werden, dessen Ent- 
scheidung endgültig ist. 


A DAS 


$ 8. 

Die Mitgliedschaft muß mindestens für die Dauer 
des Geschäftsjahres erworben werden. Die Austritts- 
erklärung hat durch eingeschriebenen Brief zu er- 
folgen; sie darf nicht später als 3 Monate vor Ab- 
lauf des Geschäftsjahres ausgesprochen werden. 

Die Mitgliedschaft erlischt mit Eintritt einer der 
in $ 6 aufgeführten Umstände. : 

III. 
Organe der Kammer. 
$ 9. 
Die Organe der Kammer sind: 

1. das Präsidium, 

2. der Vorstand, 

3. die Mitgliederversammlung. 
§ 10. 

Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten und 
zwei geschäftsführenden Prásidialmitgliedern; es wird 
vom Senat ernannt und abberufen. 

Das Präsidium entscheidet die in den Aufgaben- 
kreis der Kammer fallenden Fragen und trägt allein 
die Verantwortung für die Tätigkeit der Kammer. 

Das Präsidium vertritt die Kammer nach außen 
und ist Vorgesetzter der Beamten und Angestellten. 

Die geschäftsführenden Präsidialmitglieder wer- 
den jeder einen Vertreter bestellen, durch den sie 
sich nach ihrem Ermessen im Präsidium und im 
Vorstand vertreten lassen können. 

Zur Beschlußfassung des Präsidiums ist die An- 
wesenheit der geschäftsführenden Präsidialmitglieder 
oder ihrer Vertreter erforderlich. 


1I 

Der Vorstand VO ds dem Präsidium und aus 
Kammermitgliedern bis zu einer Zahl von 12 Per- 
sonen, welche von der Mitgliederversammlung für 
die Dauer von zwei Geschäftsjahren gewählt wer- 
den. Die Wahl bedarf der Zustimmung des Präsi- 
diums. Eine '"Wiederwahl nach Ablauf der Amts- 
dauer ist zulässig. Scheidet ein Vorstandsmitglied 
vor Ablauf der Amtsdauer aus, so findet eine Ersatz- 


oWz 


24. August 1934 


wahl durch das Präsidium statt; die Vorstandsmit- 
glieder müssen mindestens 25 Jahr alt sein. 

Der Vorstand steht dem Präsidium beratend zur 
Seite. Er wird von dem Präsidium nach Bedarf ein- 
berufen und ist außer den ihm in dieser Verordnung 
übertragenen Befugnissen zur Beschlußfassung in 
denjenigen Fällen befugt, die ihm vom Präsidium 
übertragen. werden. 

Der Vorstand ist ferner befugt, für die verschiede- 
nen Arbeitsgebiete die Einrichtung von Kommissionen 
zu beschließen. Die einzelne Kommission besteht aus 
den Mitgliedern des Präsidiums und aus Kammermit- 
gliedern, die von dem Vorstand gewählt werden. Die 
Wahl dieser Mitglieder bedarf der Zustimmung des 
Präsidiums. 

Die Vorstands- und Kommissionsmitglieder ver- 
sehen ihre Geschäfte ehrenamtlich; nur die durch die 
Erledigung einzelner Aufträge erwachsenen Baraus- 
lagen können ihnen erstattet werden. Die Vor- 
schriften gelten auch für die Teilnahme an den 
Sitzungen. 9 

$ 12. 

Die Mitgliederversammlung besteht aus den Mit- 
gliedern der Kammer. Sie wird von dem Präsidenten 
im Einvernehmen mit den gescháftsführenden Präsi- 
dialmitgliedern nach Bedarf, mindestens jedoch ein- 
mal im Jahr, einberufen. Außer den der Mitglieder- 
versammlung in dieser Verordnung übertragenen Be- 
fugnissen ist sie zur Beschlußfassung in denjenigen 
Fällen befugt, die ihr vom Präsidium übertragen 
werden; sie ist außerdem berechtigt, Anträge bei 
dem Präsidium zu stellen. 

TVA 
Haushaltsplan. 
$ 13. 

Die Kammer für Außenhandel bestimmt über den 
zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforder- 
lichen Kostenaufwand und ordnet ihr Kassen- und 
Rechnungswesen selbständig. 

§ 14. 

Die Mitglieder sind zu Jahresbeiträgen  ver- 
pflichtet. 

Der Beitrag beträgt im Regelfalle 60 G; für 
kleinere Unternehmungen kann der Beitrag auf 
20 G ermäßigt, für größere Unternehmungen bis auf 
300 G erhóht werden. Ueber die Einstufung sowie 
über die Bemessung der Beiträge für die größeren 
Unternehmungen entscheidet der Vorstand. Die Ent- 
scheidung ist endgültig. 

$ 15. 
Die Beiträge sind Öffentliche Lasten. Rückstän- 


dige Beiträge werden in derselben Weise wie öffent- 
liche Abgaben eingezogen. 
S 16. 

Die Kammer für Aufenhandel ist befugt, zur 
Deckung der .Kosten von Anstalten und Einrich- 
tungen, die für einzelne Betriebszweige ausschließ- 
lich bestimmt sind oder ihnen zugute kommen, sowie 
für die Bearbeitung von Einzelantrügen besondere 
Gebühren zu erheben, die den Charakter óffentlich- 
rechtlicher Gebühren tragen. 

Von diesen Anstalten und Einrichtungen. kënnen 
auch Unternehmungen Gebrauch machen, die nicht 
Mitglied der Kammer für Außenhandel sind. In 
diesen Fällen ist die Kammer berechtigt, erhöhte Ge- 
bühren zu erheben. 

Ueber die zu errichtenden Anstalten und Ein- 
richtungen sowie über die Höhe der Gebühren ent- 
scheidet der Vorstand. Diese Entscheidungen des 
Vorstandes unterliegen der Genehmigung des Senats, 
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V. 
Sonstige Bestimmungen. 
dei, 

Die Einzelheiten der Geschäftsführung regelt ein 
Statut, das vom Senat auf Vorschlag der Kammer 
für Außenhandel erlassen wird. 

Mit dem Erlaß wird das Statut Bestandteil dieser 
Verordnung. 

$ 18. 

Die Kammer für Außenhandel führt als Dienst- 
siegel das Danziger Staatswappen mit der Um- 
schrift: „Kammer für Außenhandel zu Danzig“. 
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$ 19. 
Die Kammer für Außenhandel unterliegt der Auf- 
sicht des Senats. 
$ 20. 


Die Verordnung tritt mit der 


Kraft. 
Danzig, den 16. August 1934. 


Verkündung in 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Rauschning. Dr. Hoppenrath. 


Verordnung über Preisnachlässe (Rabattgewährung). 
Vom 28. Juli 1934.*) 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 70 sowie des $ 2 des 
Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G.Bl. S. 273) wird hiermit mit 
Gesetzeskraft verordnet: à 


Erster Teil 
Preisnachlässe 
1 

(1) Werden im. geschäftlichen Verkehr Waren 
des täglichen Bedarfs im Einzelverkauf an den letzten 
Verbraucher veräußert oder gewerbliche Leistungen 
des täglichen Bedarfs für den ‚letzten Verbraucher 
ausgeführt, so dürfen zu Zwecken des Wettbewerbs 
Preisnachlässe (Rabatte) nur nach Maßgabe der 
nachfolgenden Vorschriften angekündigt oder ge- 
währt werden. 

(2) Als Preisnachlässe im Sinne dieses Gesetzes 
gelten Nachlässe von den Preisen, die der Unter- 
nehmer ankündigt oder allgemein fordert, oder Son- 
derpreise, die wegen der Zugehörigkeit zu bestimm- 


ten. Verbraucherkreisen, Berufen, Vereinen oder ‚Ge- 


sellschaften eingeräumt werden. 


Erster Abschnitt 
Barzahlungsnachlässe 
52 
Der Preisnachlaß für Barzahlung (Barzahlungs- 
nachlaß) darf drei vom Hundert des Preises der 
Ware oder Leistung nicht überschreiten. ‚Er darf 
nur gewährt werden, wenn die Gegenleistung unver- 
züglich nach der Lieferung der Ware oder der Be- 
wirkung der gewerblichen Leistung durch Barzahlung 
oder in einer der Barzahlung ‚gleichkommenden 
Weise, insbesondere durch Hingabe eines Schecks 
oder durch Ueberweisung, erfolgt. 


3 

Werden während eines bestimmten Zeitabschnittes 
unter Stundung der Gegenleistung Waren geliefert 
oder Leistungen. bewirkt, so kann bei der nach Ab- 
lauf des Zeitabschnittes erfolgenden Bezahlung ein 
Barzahlungsnachlaß gewährt werden, sofern der Zeit- 
abschnitt nicht lànger als einen Monat dauert. Die 
Vorschrift des $ 2 gilt entsprechend. 


(1) Wer einen Barzahlungsnachlaß gewährt, muß 
den. Nachlaßbetrag sofort vom Preise abziehen oder 
Gutscheine (Sparmarken, Kassenzettel, Zahlungsab- 
schnitte) ausgeben, die in bar einzulösen sind. Der 
Umsatz an Waren oder Leistungen, von dem die 
Einlösung der Gutscheine abhängig gemacht wird, 
darf auf keinen höheren Betrag als fünfzig Gulden 
festgesetzt werden. 


*) Die nachstehenden drei Verordnungen sind veröffentlicht 
im Gesetzblatt für die Freie Stadt Danzig Nr. 64 vom 8, 8. 34 


(2) Gutscheine, die von einer Vereinigung nach- 
laßgewährender Gewerbetreibender (Rabattsparver- 
eine und dergleichen) eingelöst werden, dürfen nur 
ausgegeben. werden, sofern sich die Vereinigung all- 
jährlich einer unabhängigen Prüfung durch’ einen 
sachverständigen Prüfer "unterzieht. Die Prüfung muß 
sich auf die gesamte Geschäftsgebarung der Ver- 
einigung während der Dauer des Geschäftsjahres er- 
strecken, insbesondere darauf, daß die Einlösung der 
ausgegebenen Gutscheine gesichert ist. Der Prüfer 
muß einen schriftlichen Bericht erstatten, den die 
Vereinigung ihren Mitgliedern zugänglich zu machen 
hat. Die Vorschrift des Abs. 1 Satz 2 findet keine 
Anwendung. 

$5 

Wird bei einem Konsumverein der Gewinn auf die 
Mitglieder nach Maßgabe der von den Mitgliedern 
mit dem Konsumverein erzielten Umsätze verteilt 
(Rückvergütung), so darf die Rückvergütung drei 
vom Hundert nicht überschreiten. 


$6 
Warenhäuser, Einheits-, Klein- und Serienpreis- 
geschäfte oder ähnliche, durch die besondere Art 
der Preisstellung gekennzeichnete Geschäfte, Kon- 
sumvereine und Werkkonsumanstalten dürfen Bar- 
zahlungsnachlässe nicht gewähren. 


Zweiter Abschnitt 
Mengennachlässe 
87 

(1) Werden mehrere Stücke oder eine größere 
Menge von Waren in einer Lieferung veräußert, so 
kann ein Mengennachlaß gewährt werden, sofern 
dieser nach Art und Umfang sowie nach der ver- 
kauften Stückzahl oder Menge als handelsüblich an- 
zusehen ist. 

(2) Der Mengennachlaß kann entweder durch 
Hingabe einer bestimmten oder auf bestimmte Art 
zu berechnenden Menge der verkauften Ware oder 
durch einen Preisnachlaß gewährt werden. 

$8 

Werden bei Auftrágen für mehrere gewerbliche 
Leistungen oder für eine gewerbliche Leistung 
größeren Umfangs oder beim Kauf von Dauer- oder 
Reihenkarten, die einen Anspruch auf eine bestimmte 
Zahl, von Leistungen begründen, en. ge- 
wührt, so gilt die Vorschrift des $ 7 entsprechend. 


Dritter Abschnitt 


Sondernachlässe 
$9 
Sondernachlässe oder Sonderpreise dürfen 


ge- 
währt werden 
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1. an Personen, die die Ware oder Leistung in ihrer 
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit ver- 
werten, sofern dieser Nachlaß seiner Art und 
Höhe nach orts- oder handelsüblich ist; 

. an Personen, die auf Grund besonderen Liefe- 
rungs- oder Leistungsvertrages Waren oder Lei- 
stungen in solchen Mengen abnehmen, daß sie 
als Großverbraucher anzusehen sind; 

3. an die Arbeiter, Angestellten, Leiter und Ver- 
treter des eigenen Unternehmens, sofern die 
Ware oder Leistung für deren Bedarf, den Be- 
darf ihrer Ehegatten, ihrer Abkömmlinge oder 
der mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben- 
den Personen bestimmt ist (Eigenbedarf) und 
in dem Unternehmen hergestellt, vertrieben oder 
bewirkt wird. 

Vierter Abschnitt 
Zusammentreffen mehrerer Preisnachlaßarten 
S 10 
Treffen bei einem Rechtsgeschäft im Sinne des 


$ 1 mehrere Preisnachlaßarten zusammen, so darf 
der Nachlaß nur für zwei Arten gewährt werden. 


[n] 


Zweiter Teil 
Schlußvorschriften 
$ 11 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer der Vor- 
schriften dieses Gesetzes zuwiderhandelt, wird mit 
Geldstrafe bestraft. Ist der Täter wegen Zuwider- 
handlung gegen 'dieses Gesetz bereits wiederholt 
rechtskräftig verurteilt worden, so kann auf Gefäng- 
nis erkannt werden. 
§ 12 


(1) Wer einer der Vorschriften dieses Gesetzes 
zuwiderhandelt, kann von- jedem Gewerbetreibenden, 
der Waren oder Leistungen gleicher oder verwandter 
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Art ‘herstellt oder in den geschäftlichen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerb- 
licher Belange, soweit sie als solche in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten klagen können, auf Unterlassung 
in Anspruch genommen werden. 

(2) Nimmt in einem geschäftlichen Betriebe ein 
Angestellter oder Beauftragter Handlungen vor, die 
nach diesem Gesetz unzulässig sind, so ist der Unter- 
lassungsanspruch auch gegen den Inhaber des Be- 
triebes begründet. 

§ 13 

Der Senat wird ermächtigt, in einzelnen Ge- 
schäftszweigen nach Anhörung der Berufsvertretung 
die Gewährung von Preisnachlässen gänzlich zu ver- 
bieten. i I I Hai el 

Verstöße gegen vom Senat auf Grund dieser 
Paragraphen ausgesprochene Verbote werden gemäß 
$ 11 dieser Rechtsverordnung bestraft. ' 

§ 14 

(1) Diese Verordnung tritt 2 Wochen nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 

2) Ansprüche aus vorher eingeleiteten Preisnach- 
laßgeschäften bleiben unberührt. Jedoch müssen die 
auf Grund dieser Gescháfte ausgegebenen Gutscheine 
(Sparmarken, Kassenzettel, Bons und dergleichen) 
der Zahl- und Leistungsstelle spätestens bis zum 
1. Oktober 1934 vorgelegt werden, sofern die Be- 
dingungen des Preisnachlaßgeschäftes nicht den 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen. Erreicht 
Zahl oder Betrag der in einem solchen Fall zur Ver- 
fügung stehenden Gutscheine nicht den erforderten 
Mindestbetrag, so kann der Nachlaßbetrag unter 
einer verhältnismäßigen Minderung verlangt werden. 


Danzig, den 28. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauschning Dr. Hoppenrath 


Rechtsverordnung zur Abänderung des § 45 der Gewerbeordnung. 
Vom 28. Juli 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 79 und des $ 2 des Ge- 
setzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G.Bl. S. 273) wird hierdurch 
mit Gesetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

1. $ 45 der Gewerbeordnung erhält folgenden Ab- 
satz 2: 

Die Ausübung der in $ 33, Abs. 1, der Ge- 
werbeordnung in der Fassung der Rechtsverord- 
nung vom 6. April 1933 betreffend Abünderung 
des $ 33 der Gewerbeordnung (G. Bl. S. 161) be- 
zeichneten Gewerbe durch einen Stellvertreter ist 
nur mit besonderer Erlaubnis (Stellvertretungs- 
erlaubnis) der für die Erteilung der Erlaubnis 
zum Gewerbebetrieb zuständigen Behörde ge- 
stattet. 

9. Die Erlaubnis wird für einen bestimmten Stell- 
vertreter erteilt. Die Vorschriften der Rechts- 
verordnung vom 6. April 1933, Artikel I, Ziffer 3, 
Abs. 1, gelten entsprechend. 

3. Die Stellvertretungserlaubnis ist natürlichen Per- 
sonen. zu erteilen, wenn: 

1. nach Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe 
des Gewerbes Umstände eintreten, die den 
Inhaber hindern, das Gewerbe persönlich 
auszuüben, insbesondere, wenn er in der Ver- 
fügung über sein Vermögen beschränkt ist; 


2. der Betrieb nach dem Ableben des Inhabers 
für seine Witwe während ihres Witwen- 
standes oder für seine minderjährigen Erben 
oder bis zur Beendigung einer Nachlaß-Aus- 
einandersetzung fortgeführt werden soll. 

Sie ist zu versagen, wenn diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen. 

4. Juristische Personen und nicht rechtsfähige Ver- 
eine bedürfen einer Stellvertretungserlaubnis ge- 
mäß Ziffer 1 nur, wenn sie den Betrieb durch 
andere als die vertretungsberechtigten Personen 
führen. 

5. Die Vorschriften des Artikels I, Ziffer 4, Abs. 2, 
Satz 2 und 3 der Rechtsverordnung vom 6. April 
1933 finden auf die vorläufige Zulassung eines 
Stellvertreters entsprechende Anwendung. 

6. Als Stellvertreter im Sinne dieser Verordnung 
ist eine Person anzusehen, die auf Grund vertrag- 
licher oder gesetzlicher Vollmacht den Betrieb 
im Namen und für Rechnung des Inhabers, im 
übrigen aber unter eigener Verantwortung selb- 
ständig führt und die sich einerseits von dem 
Gehilfen oder Geschäftsführer, der das Gewerbe 
oder einzelne Zweige desselben unter Aufsicht 
‚oder Leitung des Inhabers verwaltet, anderer- 
seits von dem Pächter der Gewerbeeinrichtung 

' unterscheidet, der das Gewerbe auf eigene Rech- 
nung und im eigenen Namen ausübt. 
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Artikel IT 


Bei den bei Erlaf dieser Verordnung bereits be- 
stehenden Stellvertretungen können durch die die 
Erlaubnis erteilende Behörde beim Vorliegen beson- 
derer Verhältnisse Ausnahmen bis zum 1. April 1936 
zugelassen werden, auch wenn die Vorschriften des 
Artikels I, Ziffer 3, nicht gegeben sind. 


zur Abánderung des Gesetzes gegen 


DWz 


24. August 1934 


Artikel III 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün- 
dung in Kraft. 
Danzig, den 28. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauschning Dr. Hoppenrath 


Verordnung 
den unlauteren Wettbewerb (R.G.Bl. 1909 S. 499ff.) 


Vom 28. Juli 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 70 sowie des $ 2 des 
Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit 
Gesetzeskraft ‚verordnet: 


Artikel I 
Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
(R.G.Bl. 1909 S. 499) in der Fassung vom 24. 11. 1932 
(G, Bl. S. 804) wird wie folgt geändert: 
In.dem. $ 8 Ziffer 1. werden hinter die Worte: 
„gemäß S 7a“ die Worte eingefügt: „oder eines 
Saison- oder Inventur-Ausverkaufs gemäß $ 9.“ 


Der $ 9 wird wie folgt geändert: die Worte 
„finden die Vorschriften der $$ 7 bis 8“ werden 
ersetzt durch die Worte „findet die Vorschrift des 
$ 7 keine Anwendung.“ 

Artikel II 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft. 

Danzig, den 28. Juli 1934. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauschning Dr. Hoppenrath 


Danziger Getreidezufuhren auf dem Bahnwege vom 16. his 31. Juli 1934. 


| 26594 | 830 | 19471 


SS Weizen Roggen Gerste Hafer Hülsenfrüchte |Kleie u. Ölkuch. Saaten 
Waggons| To. Waggons] To. [Waggons To. |Waggons| To. Waggons] Waggons | To. 
16. 7. 34 6 11 165 = ES = - 
17.17. 34 4 18 270 3 42 — — = 
18. 7. 34 3 12 185 b 68 T 1 15 
19. 7. 84 1 5 77 il 15 — 1 5 
20. 7. 34 8 b 75 2 30 5 — — 
91. 7. 84 2 29 435 8 120 1 4 60 
23. 7. 84 5 20 302 4 55 1 pe — 
24. 7. 34 11 17 257 1 15 — = ES 
26. 7. 34 5 11 165 2 30 1 1 15 
27. 7. 84 5 37 555 1 15 — TM = 
28/29. 7. 34 7 52 781 2 30 — E tá 
30. 7. 34 4 17 256 3 45 6 2 30 
34 — 31 461 4 55 2 2 30 
Gesamt | 61 | 924 | 548 lem | 265. | 3990 | er | 1026 | 39 | sæ | 17 |26 | u | we 

Vom 1. bis 15. August 1934. 
1. 8. 34 5 4 LI — '2 20 
2. 8. 34 4 4 - = — zz 
3. 8.34 3 1 2 30 1 15 
4/5. 8. 34 8 7 3 45 — _ 
6. 8734 3 2 18 270 — ven 
7. 8, 34 2 — — — 3 45 
8. 8. 84 11 1 Al 15 2 25 
9. 8. 34 3 4 9 143 1 15 
10. 8. 34 n. 6 3 47 1 15 
11/12.”8. 34 8 2 12 198 5 75 
13. 8. 34 9 1 — — 1 15 
14. 8. 34 13 8 — — 2 30 
. . 15. 8.94 — — A 
| 


ə | 375 | 1766 
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Genehmigung zur Führung der Berufs- 
bezeichnung „Baumeister“. 


Auf Grund der Baumeisterverordnung vom 10. 10. 
1931 und der dazu erlassenen Ausführungsbestim+ 
mungen vom 24. 2. 1932 $ 17 haben die Bescheini- 


Danziger bm. und Win - 


R. Haffke & Co. 


gung zur Führung der Berufsbezeichnung „Bau- Alteste automatische Essigfabrik 
meister“ erhalten: des Freistaates u. Pommerellens 
Herr Eisenbahnbetriebsingenieur Maximilian W ur m EENEG ite ae rre ey 
in Danzig-Langfuhr, Haffke- Essig Hafike-Mostrich 
00000000 0000 0000 0999090009 99990000 00090000 000090000 


Herr technischer Hafeninspektor Alfred Lützow 
in Danzig-Oliva, 
Herr Stadtbauführer Paul Tietz in Danzig. 


Eingang von Ausfuhrgütern auf dem Bahnwege 


Berichtsabschnitt vom 1. bis 10. August 1934 


Anerkannt unübertroffene Qualitäten 


A D a noz Log 
Bezeich 

nung Neufahrwasser Weichsel- ` 

de Leege Tor | Olivaer Tor | preibezirk | Zollinland bahrhof | Strohdeich | Kaiserhafen Hoim Troyl 


Gutes [Wagg| To. |Wagg.| To. |Wagg.| To. |Wage.| To. |Wage.| To. |Wagz.| To. |Wagg.| To. |Waze.| To. |Wage.| To. 
Kohlen .| 119 | 2170 | 209 | 3415 | 502 | 12140 19 | 375 | 1565 26759 — — | 1043 m 2 41 | 2045 | 40709 
Holz . . 13 | 195 19; 37} — -— 44, 717 — — 352 | 6192 | 387 | 6771 | 575 |10205 17 266 
Getreide .h 445 | 6675 | — | — | — | — | 692 10385 | 127 | 1905 | — | — | 65 |10% f: 74 | 119] — | — 
Saaten . 

Zucker .| — — — = — — -— — — — = wes — — I E = EN 
Naphtha . 16 | 213 13| 188] — x — — 173 | 2610 | — — => ES — — 35 506 
Rüben- 

schnitzel| — — — = — — — — — — T — — — — — — — 
Melasse .| — e — = == Es — — — — n — — — 8| 120| — — 
Kartoffel- 
mehl. . 2 30] — = — — — — — € = Me c "- z= $ c" AM 
Spiritus — — — — — => — -— — — — == — = Li 23 xx Ber 
Salz . . 97.185217 — Ser — =; 1 10] — — — — — — — — = — 
Häute — — — c — — — — E u = Ta sd Sess ren = i a 
Bier . . 4 BI — Gg — = 1 12| — — _ — — — — — ES AX 
Zement 19 | 285 7| 18| — — — _ — — m uch zi SS — Ki SE: i 
Eisen, Ma- 
schinen . 15 | 275 1| 225] — — — — — — c — — — = =$ up. u- 
Versch.Güter| 370 | 3010 | 123 | 1208 27 | 4% | 367 | 5525 13 190 34 | MAL — — 16| 214 2 36 
Cellulose.| — E E — — — er — = — en s5 — E u ech T Ss 
Vieh Pferde | 49Wagg.|10 Stck. |11 Stck. — — — — — — = GT -— — — — Sie T dE 

H 
Schiffahrt 
Frachtraten ab Danzig. Nach Cardiff 40— — pro Standard 
(Mitte August 1934.) » raul Y. FL bis 41/— „ " 
= ? 1r. Fe » » 
Die Raten sind, sofern nichts anderes vermerkt, in : Liverpool 38/— bis 40/— „ e 
engl. Schillingen angegeben, und zwar nach engl. „ Garston 38/— bis 49/— , g 
skandinavischen und finnischen Häfen in Papierschilling, » Manchester 38/— bis 40/— — E 
nach französischen und belgischen Häfen in Gold. „ Preston 38/— bis 41/— „ ` 
schilling. 3 » Belfast 45/— bis 47/6. , y 
D. B. B.: apu » Dublin Au bis In © 
B 27/— bis 30/— pro Standard » Cork 41/6. bis 50.— , =» 
m Teith Ss bis m E S » Dünkirchen 22/6 bis 24/— ^, in 
Grangemouth 27/— bis 30/— „ à » Le Havre 24/— bis 25/— `» ir 
, Tyne 32/— bis 34/— „ > » ies 2 es bis 25/[— » 3 
n DONE ST PM he > », Bordeaux 27/6 bis 8/6 , ^, 
» WestHartlepool 32/ k » » R 91 

, Hull 31/— bis 34/— e AE eng SE Gë D 25 
e T e ® 2 Botean "BER be A8 E wf 

v: Grinsbý CEDE det Amsterdam „ 12.50 bis 13,50 
„ Southampton  32/— bis 30/— » » "B 3» Uy S spiel que! rees 
„ Bristol 40/— bis 42/— » x D remen | -29 | e jx 
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Kiefernschwellen: Kohle nach: 
Nach Boness . 9/— bis 10/— pro load ; e 
» Leith te SE ee 
» Grangemouth 9/— bis 10/— „ x Helsingborg 5J— 
» Tyne 10/— bis 11/— , $ Malmö . . . 4/9 
„ Sunderland 10/6 bis l/— ,  , Mrs |- 4 
» West Hartlepool 10/— bis 10/6 „ a Oxelösund . B/— 
» reri TE bis 11/— ,„ z Elek 5/— 
a ondon 11/— » » üs eras . . 5/6 
» Grimsby 10 bisll/— ' .. 5 ird is 
» Southampton 11/— bis 11/6 , » LEET bI— 
» Birkenhead 12/0 bis 18/— , " Hernösand . 5/— 
»  Garston 19/6 bis 13/— ,„ x Pitea 5/6 
», Dublin 12/6 bis 13/6 ,  , Pais 5/3 
„ Dünkirchen 8/— bis 8/6 „ 5 Wiborg "n 
„ Rouen 8/6 bis 9/— , D Kotka . 4/6 
» Bordeaux 10/— bis 10/6 ,„ 3 Helsingfors 4/6 
», Antwerpen T|— bis 8/— , » Ekenäs 4/6 
» Gent Um bis 8/— » i» | Lovisa 19 
KIEN 4/9 
Eichenschwellen: 4 imma 2E 
Nach Dünkirehen ` 9/— bis 9/6 pro load Memel . .. = 
, Rouen 9/6 bis 10/— sw Ge aan Di 
: . Häfen ES 
» Bordeaux 11/— bis 19/— » » belg. Häfen Kä 
» Antwerpen 1/6. bis 9/— $4 sw Dieppe. . 
» Gent 7[0 bs 9]— $4, a nq . [4 30 frs. 
vre. . 
Grubenholz: Rouen 
Nach Boness 27/— bis 30/— pro Fad. ner > 
„ Grangemouth 27/— bis'30j— ,  , Bayonne . . = 
= e 30/— bis 32/— , » West-Italien = 
„ Sunderland 31/--- bis I 4 5. Ostltalien .| — — 
» West Hartlepool 29/— bis 32/—  , 5 Zucker: (10/1500 
sr Hall 80/— bis 34/— ,  , Bion ze 6/6 
„ Grimsby 30/— bis 32/— , » Raval ... 6/6 
» Cardiff 39/— bis 40/— , » London ve 9,6 
„ Dünkirchen on Da dae ucl MCI 10/— 
» Rouen 29/— bis 94/— ,  , Getreide: 
» Bordeaux 26/— bis 28/0 5 m Gerste nach: 
», Antwerpen 21/— ` anal RNAs 4/—b.4/3 
» Gent 21/— bis 22/— e er pecu So 
Riga 3/6 
Rundholz hart, bis 12 m lang: Reval . . . 6/6 
j ? Dänemark .| Re, 4,— 
Nach Dünkirchen 8/— bis 10/— pro cbm Hafer nach: 
» Rouen 9/— bis li/[— ^» e London . .|9/6b.10/— 
„ Bordeaux 10/6 bis 14/— » » Riga... | 1/6 | 
» Antwerpen 6/9 big VE Reval . .. 7/6 
» Gent 8/9 bis 2/0: 554555 Hülsenfrüchte pro to. 
„ Rotterdam  Hfl. 4,50 (ste Goldfrs. 
„ Bremen RM. 8.— Su rs atia Er 
NT ) 
2 
Rundholz weich, bis 12 m lang: See I 1/6 
Nach Dünkirchen 7/6 bis 8/— pro cbm Saaten: | 
„ Rouen 8/6 bis 9/— , : Klee nach: pro to 
d Goldfrs. 
» Bordeaux 10/— bis 106 e Dünkirehen I 86 
„ Antwerpen 6/9 nu » Rouen . . . /6 
» Gent 6/9 ‘bis 7J— a a Nantes. . 12/6 
„ Rotterdam Hfl. 4,50 Cedies Bordeaux 12/6 
» Bremen RM. 7.— ARAA Timotee nach: pro to 
Goldfrs. 
Eichene Stäbe: re leise : Se | 
ns m WR Nantes. . 2/6 
Nach Dünkirchen 8/— bis 10/— pro t dee ie 
, Rouen 9/— bis 11/— , » 
„ Bordeaux 11/— bis 183/— , » Seradella ged n to 
ui 9/[— oldirs . 
„ Antwerpen (Les pis 9/ ee Dünkirchen 8/6 
, Gent 7|— bis 9/— » » Rouen 8/6 
, Rotterdam Hfl. 4,25 bis 530 , , Nantes. . .| 19/6 
„ Bremen RM. 10.— bu Bordeaux 12/6 


59 


29 frs. 


: i 31 frs. |27b.30frs. 


15,2000 


4/— 
2,50 b. 9,15 
8 


KR) Lk) 


UK 


27 frs. 


25 bis 


271/3 frs. 


32 b.33 frs. | 29 b.31 frs. 
33 b.34 frs. | 30 b.32 frs. 


2/5000 


56 


3/10 1/2 
2.45 b.2,70 


dise m 


LE 
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5/— 


S 


I FELEEBEDEVUETEEEUNIDISET 


3/1012 
4/9 


24 frs. 


24 frs. 


28 frs. 
29 frs. 
I 

9/— 
3/4000 
5/— 
5/— 
7/6 


3/9 
2,40 b. 2,10 
1/8 


pro t 
(10/1500 15/2000 2/3000 3/4000 5000) 


Vie pb SDLEDLEDE kk EEERRIkE) 


rs 
m 
D 


| 


7/6 
8/6 


5000) 
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L4 Aá e 
e e 
: „Artus : 
$ Danziger Reederei- und Handels- Aktiengesellschaft e 
$ Telegr.-Adr.: Artus DANZIG Fernsprecher: 21541 e 
$ Schiffsmaklerei Spedition Stauerei Bunkerhetrieb Kohlenumschlag Lieferung von Bunkerkohlen $ 
00900000000000000060000000000000000000000000 6 000060060600000000000000000000000000000 
Esparsette nach: pro to Der Güterverkehr über See nach Monaten, 
> Goldfrs. Eingang, Ausgang und Insgesamt. 

Dünkirchen 13/— Ce Ee TA (Mengenabgabe in t zu 1000 kg.) 
Rouen . . 14/— Les — | em wes = a) E in canc >s 
Nantes. . . 16 — — =: = = ; E ingang 
Bordeaux .|  16/— — 1 — — = Monat 1933 1934 
Holzteer (in Fässern): Januar 124051 134 658 

Goldfrs. Februar 112218 171730 
RAE iic März 191213 242745 

ouen . s» . nar : x 094 TIE og d 
Ss Deckyerladung April 234715 264 938 

er lee Mi * 335479 360 370 
Paraffin (in Säcken) : Juni 340 649 410 000 

Goldirs: 1. Halbjahr 1338451 1584441 

pri 
Dünkirchen 11/— v - = = b) Ausgang 
SONS 2/9 — Zeg a PES 5 

Nantes uds 149 — en z Sx Januar 12702 98 347 
Bordeaux .| 149 — — ES ad Februar 62389 98 305 
Kräuter (in Ballen): März 114 206 203 007 

Goldfrs, April 108011 147 036 
unie P onm Mai 97 335 131368 

A x. Co EE I Juni 92148 132000 

Rouen... 8/— — — zm E Verden cia: PCI ZU Eeer ek, 
Nantes. . . | 10.— — = — — 1. Halbjahr 546791 810063 


Bordeaux . 10/— 


Stettins Hafenverkehr im I. Halbjahr 1924. c) Insgesamt 


P ap € TR 2.2 R 
Der Seeschiffsverkehr nach Eingang, en a Se 
Ausgang und Insgesamt. Mär au 305 479 445759 
1. Halbjahr Eingang Ausgang Insgesamt un 2 a LE 
des Jahres Anzahl cbm NR Anzahl cbm NR. Anzahl cbm NR April 342126 411974 
1933 1865 2639582 1881 2719372 3746 5358954 Mai 432814 491 738 
1934 2225 3184549 2190 3233504 4415 6418053 Juni 432797 542000 
Der Seeschiffsverkehr. nach Zahl, Raum- "6 In  (dq'agBo49 . Oo20AEhA 
gehalt und Flaggen im 1. Halbjahr 1934. 1: ‚Balbjeki rn nn 
Deutsche Flagge 1683 Schiffe mit 2085 628 cbm Nr. Ein- und ausgehende Hauptgüterarten. 
Amerikanische ,, m xe 21399 , » (Mengenangabe in t zu 1000 kg.) 
Dànische WS DES. N, EOD TT cs Warenbezeichnung Im 1. Halbjahr 
Danziger 5 6 , » BEE 5 1933 1934 
Estnische DI 9 59, » 64 10 » n Eingang 
Finnische AUNT AIO AP E e E Steinköhlen 123343 548.000 
GEBE HE ANDA na em: cor ao ad Dade Erze usw 122955 164000 
Großbritannische 24 SC ». 122 108 ok Pa Serie 198 916 112000 
Italienische 2 : vxo es Ee oke, eg 191784 97.000 
ERR SR x ENER KE Eon Si 
Japanis he 2 o , 4; : pon 39757 Sojabohnen 103 660 11000 
Jugoslawische 15 HD? » Se 15795 Phosphat 29343 69000 
eire Z 1 k rd 1 109 Er TForm- und Stabeisen 23903 40 000 
N gt "PESE HEN S ri als Thomasphosphatmehl 25 529 30 000 
Niederländische ,, [ ; ^ TOT y s, Zellulose 15110 19000 
NotwegiecUB cos 0008 -om 0n v 8S ES S Heringe 12369 13000 
Russische Baal EBENE MIEL GS ur mE Butter 8531 6.000 
Schwedische E 190 2 » 110719 TEME Roheisen 2 106 6000 
Zusammen: 2225 Schiffe mit 3184549 cbm Nr. Getreide 97709 9.000 


Danziger Holz-Kontor Aktiengesellschaft, Danzig 


Hauptkonto: Milchkannengasse 28—29 Telefon 260 81, 26082 
Sägewerk und Lagerplatz: Nehrunger Weg 6 Telefon 284 65 


Export von Sleepers und Schwellen aller Art, Rundeichen, Plancons, 
eichenem und anderem Laubholz, Schnittmaterial, Faßholz und dergl. 
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Ferdinand Prowe, 


Telegramm-Adr.: Prowe 


Intern. Spedition 


Gegründet 1853 


G. m. b. H., Danzig 


Telephon-Sammel-Nr. 28051 


Sdiiffsbefradatungen 


Lagerhäuser in Danzig-Stadt, Kaiserhafen, Schellmühl und Neufahrwasser 
2 Getreide-Elevatorspeicher im Kaiserhafen und Neufahrwasser 
Holzspedition, Holzlagerplatz 75000 qm im Kaiserhafen 


Ausgang 
Getreide 220 609 368 000 
Kohlen 36 284 101 000 
Zucker 46 549 33 000 
Papier 28375 29000 
Zement 4847 6000 
Oelkuchen 5260 4000 
Zellulose 3608 4000 
Briketts 2270 3000 
Zink und Zinkbleche 2930 1000 


Der Schiffsverkehr Memels. 
Der Schiffsverkehr Memels zeigt im Juni fallende 
Tendenz und stellte sich wie folgt: 


Juni 1934 Juni 1933 
Schiffs- Schiffs- 
zahl BRT. zahl BRT. 
Einkommend 99 119900 123 138 800 
Ausgehend 106 127 100 123 133 400 


Für die ersten 6 Monate ergibt sich folgendes 
Bild: 


1. Hälfte 1934 1. Hälfte 1933 


Schiffs- Schiffs- 
zahl BRT. zahl BRT. 
Einkommend 483 485 100 486 458 900 
Ausgehend 483 477.200 481 444 000 


Der Schiffsverkehr Revals. 

Auch im Juni war die Schiffsfrequenz im Revaler 
Hafen lebhafter als in derselben Zeit des Vorjahres. Die 
Gesamtzahl der Schiffe im Ein- u. Ausgangsverkehr ist um 
18,59% und die Gesamttonnage um 23,39% gestiegen. Da- 
von entfällt auf die Auslandsfahrt eine Erhöhung der 
Zahl der Schiffe um 12,8399 und der Tonnage um 
18,48 oa, 

Die absoluten Verkehrszahlen lauten: 


Eingang 
Juni 1934 Juni 1933 
Zahl NRT. Zahl NRT. 
Auslandsfahrt 133 95771 126 19528 
Heimatfahrt 384 18827 336 13 972 
Zusammen 517 114598 462 93 500 
Telegr.-Adresse: Transalda$ 


En m m mm mm 


„ALLDAG“ A.-G., DANZIG 


Milchkannenöasse 12 
Telefon 27541 


Massenumschlag mif eigenen Krananlagen 


HENMEHENEHEERERENHNHEEEFENEEENEEREBEEEEEEEREEREUEEEEESERENEEEHEENEEEREEBEERESEEEEEREEEEERENEHEERSEN 


Ausgang 


Juni 1934 Juni 1933 


Zahl NRT. Zahl NRT. 

Auslandsfahrt 166 106 930 139 14303 
Heimatfahrt 395 24811 308 14 634 
Zusammen 561 131801 447 88931 


Faßt man die Ergebnisse des Schiffsverkehrs im 
Revaler Hafen im 1. Halbjahr 1934 zusammen, so 
erweist es sich, daß die Gesamtzahl der Schiffe um 
17,2899 und die Gesamttonnage um 16,57% zuge- 
nommen hat. Der Schiffsverkehr mit dem Ausland 
hat sich allerdings nach der Schiffszahl nur um 
12,25 9; und Tonnage um 13,77 % vergrößert, während 
der Hauptteil des Zuwachses auf die Heimatfahrt 
entfällt, wo die Anzahl der Schiffe gegen das Vor- 
jahr um 21,41 % und Tonnage um 44,93 v anstieg. 

Nachstehende Aufstellung gibt eine vergleichende 
Gesamtübersicht: 

Eingang 


1. Halbj. 1934 1. Halbj. 1933 


Zahl NRT. Zahl NRT. 

Auslandsfahrt 492 332016 438 288217 
Heimatfahrt 668 38150 569 29192 
Zusammen 1160 370166 1007 317409 

Ausgang 

1. Halbj. 1934 1. Halbj. 1933 

Zahl NRT. Zahl NRT. 

Auslandsfahrt 595 332178 468 295649 
Heimatfahrt 676 45 146 538 928695 
Zusammen 1201 377924 1006 324344 


Zunahme der finnländischen Handelsflotte. 


Die finnländische Handelsflotte, deren Tonnage 
nach der vorläufigen amtlichen Statistik am 31. 12. 
1933 306000 NRT. betrug, hat sich im ersten Halb- 
jahr 1934 um 38000 NRT. vergrößert. 


Sowjetrussische Dampferagentur in Lettland. 


Bei der sowjetrussischen Handelsvertretung in 
Riga ist kürzlich eine Abteilung zur Charterung von 
Schiffen unter lettländischer Flagge für den Trans- 


Anlage Troyl: Telefon 27051 
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port von Gütern aus den Häfen des Baltischen und ` Die Welttonnage. 
WeiDen Meeres ins Ausland eróffnet worden. In Frage 


Lloyds Register of Shipping gibt die Welttonnage 
kommen vorzugsweise Holzladungen. 


am 30. Juni1934 mit 65576612t auf gegen 67920 185 t 
vor Jahresfrist. 1933/34 ist die Dampfertonnage um 


Weiter starke Verringerung der aufliegenden 2673866t und die Seglertonnage um 73841 t gefallen, 
Tonnage in Schweden. die Motorschiffstonnage dagegen um 404134 t ge- 


Die Belebung in der schwedischen Schiffahrt wird stiegen, so daß sich eine Nettoabnahme von 2343573 t 
durch die letzte Bekanntgabe der Auflegungen durch während des Jahres ergibt (1814125 t im Vorjahr). 
den Reederverband bestätigt. Am 1. 7. war die Zahl Seit dem Jahre 1914 sind jedoch die Welthandels- 
der aufgelegten Schiffe nur noch 74 Fahrzeuge mit flotten um 18954000 t bzw. 41,7 wo gestiegen. 
128915 BRT. gegen 121 Auflegungen mit, 172988 BRT. -— 
e 6. i Ee Der Schiffsverkehr im Hafen von Antwerpen. 

ie günstige Entwicklung ist in der Hauptsache Yn Laub des M m io "ad $ 

LOB die LT. NCC £ m Laufe des Monat Juli 1934 sind im Hafen von 
us der sehwodischen ARSTUBE Antwerpen 88 Seife, mit elnem Tonnengohalt Yon 
nehmlich die Verschif fungen von Eisenerz und EE PURA eingela Ei see M 
Holzwaren einen bedeutend größeren Umfang an- jahres AL M Mr ee SE 
genommen. Für den Herbst wird mit einer noch stär- ~ B e , 10 
keren Ausfuhr gerechnet, so daß voraussichtlich accu ME 3 T s 
Bo an o , Deh h h t beträgt die Zahl der angekommenen Schiffe 5835 mit 
ipande B ed Den rue Pier pe ue Ton. einem Tonnengehalt von 11 755 690 Tonnen gegenüber 

: dae cp pr rad : * à h 
sichtlich die Lage am Tonnagemarkt sich noch mehr nen Kee Tonnen im gleichen Zeit- 
entspannen wird. Die Abnahme der aufgelegten Ton- ? s oi Uo 
nage dürfte jedoch auch auf Verkäufe von "einzelnen Mc TE SUME UE MAR 
EE, England 265, Deutschland 172, Holland 125, Nor- 

D ^ EA ; wegen 53, Frankreich 45, Belgien 43, Schweden 43, 
Dänemarks Handelsflotte im Jahre 1933. Dänemark 39, Amerika 15, Finnland 14, Griechen- 
. Die Gesamteinnahmen der dänischen Handels- land 11, Lettland 7, Rußland 6, Polen 5, Portugal 5, 
flotte sind im vergangenen Jahr auf rd. 179 Mill. Kr. *Japan 5, Jugoslawien 4, Spanien 4, Brasilien 4, 
gestiegen gegen 146 Mill. Kr. im Jahre 1932 und Panama 2, Tunis 1, Island 1, Estland 1 und Aegyp- 
154 Mill. Kr. im Jahre 1931. Im Laufe des letzten ten 1 Schiff. 
Jahres ist die dànische Dampfschiffsflotte um 17 Fahr- 


zeuge mit 47986 BRT. verringert worden, während Kaffeeverschiffungen aus Brasilen im Erntejahr 
sich die Motorschiffsflotte um 3 Fahrzeuge mit 602 1933/34. 
BRT. erhóhte; der Bestand an Segelschiffen ging um Vom 1. Juli 1933 bis zum 30. Juni 1934 wurden 


17 Einheiten mit 2492 BRT. zurück. Am 1. 1. 1934 insgesamt verschifft von Santos 11328485 
belief sich danach die dänische Handelsflotte auf (1932/33 6550831) von Rio de Janeiro 2783019 
524 Dampfer mit 537006 BRT., 1377 Motorschiffe (3746892) und von Viktoria 1240393 (1433504) 
mit 495472 BRT. und 58 Segelschiffe mit 7820 BRT. Sack. Davon wurden verladen nach Nordamerika 
: 1198745 (6134041), nach Europa, 6485954 

Zur Lage des Schiffsbaus. (4138 514), nach Ee La et 445 119 (216 900), nach 

: SIOSUSUDAS EST ABC em A der Westküste Südamerik 23811 (15250), nach 
ode Raus register ot Shipping Befanden sieh Shdatrika 190724 (151829) und nach diversen Plätzen 


MEE PEUT 179677 (137854) Sack Kaffee, insgesamt also 
Länder in england 587142 BRT. 15124030 gegen 11454382 Sack im Jahre 1932/33. 
Japan 191280  ,, 
Frankreich 104500 , P P 
Deutschland 91145 7 Polnische Wirtschaftsgesetze 
Dänemark 66650  ,, P 
Niederlande 54700 ` in deutscher Übertragung 
Schweden Sch 25 Eege 
Italien 767 m 
In England waren Ende Juni 1933 nur 299640 Titelübersetzungen 
BRT. neue Schiffsbauten angefangen worden, so daß aus dem Dz. Ust. Nr. 65, 66 u. 70 vom 25. u. 26. Juli 
eine Zunahme von 104% vorliegt. Auch die Schiffs- und 4. August 1994. 
bauten in allen anderen Làndern sind gestiegen. Die  Pos.581 Verordnung des Ministers für Industrie und 
jüngste Ziffer von 629198 BRT. ist die günstigste Handel vom 10. Juli 1934 betreffend Aende- 
seit September 1932. : rung der Verordnung vom 30. November 1927 


es 


Danziger Sleeperkontor W. Schoenberg G. m.b.H. 
DANZIG, Elisabethwall 4 


Tel. Sammel-Nr. 26941 / Ferngesprüche 28816 und 26944 / Telegr.-Adr.: Sleepers 


Holzgroßhandlung und Holzspedition, Holziombard 
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über Bildung der Industrie- und Handels- 
kammern, über Festsetzung ihrer Sitze und 
Bezirke. 
Verordnung des Finanzministers, des Mini- 
sters für Industrie und Handel und des Mi- 
nisters für Landwirtschaft und Agrarreform 
vom 23. Juli 1934 über teilweise Aenderung 
der Verordnung vom 20. März 1934 betref- 
fend Zollrückerstattung bei der Ausfuhr von 
Getreiden, Mahlprodukten und Malz. 
Protokoll betreffend die Handelsverhältnisse 
zwischen Polen und Schweden,  unter- 
schrieben in Warschau am 21. Oktober 1933. 
Pos.672 Regierungserklärung vom 30. Juni 1934 in 
der Angelegenheit des Austausches von Rati- 
fikations-Dokumenten des Protokolls zwi- 
schen Polen und Schweden, betreffend die 
Handelsverhältnisse zwischen den beiden 
Ländern, unterschrieben zusammen mit An- 
lagen A und B in Warschau am 21. Ok- 
tober 1933. 
Pos. 673 Protokoll betreffend die Handelsverhältnisse 


Pos. 587 


Pos. 671 


zwischen Polen und Dänemark,  unter- 
schrieben in Kopenhagen am 10. Januar 
1934. 


Pos.676 Verordnung des Ministers für Industrie und 
Handel vom 19. Juli 1934 über Zubilligung 
von Erleichterungen (Ermäßigungen) bezüg- 
lich Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen den XIV Internationalen Ost- 
Messen, organisiert durch die Industrie- und 
Handelskammer in Lemberg in der Zeit vom 
1. bis 16. September 1934 einschließlich. 

P0s.679 Bekanntmachung des Präsidenten der Re- 
publik vom 29. Juli 1934 über Berichtigung 
von Fehlern in der Verordnung des Präsi- 
denten der Republik vom 28. Oktober 1933 
betreffend Aenderung des Gesetzes über In- 
validenunterstützung. 


Polen 


Die polnische Kohlenausfuhr und der 
Schiedsspruch in der Kohlenkonvention. 


Die polnische Kohlenausfuhr ist im ersten Halb- 
jahr 1934 gegenüber der gleichen Zeit des Vor- 
iahres nicht unwesentlich gestiegen. Die Gesamt- 
ausfuhr bezifferte sich auf 4754000 t, sie war somit 
630000 oder 15,4% größer als in der Vergleichszeit 
des Vorjahres, in dem sie 4124000 t betragen hat. 
Dadie diesjährige Ausfuhr 66,4 % der Gesamtkohlen- 
förderung von 7157000 t ausmacht, so ist ihr An- 
teil an der Gesamtförderung um 5% größer als in 
der gleichen Zeit des Vorjahres, als er sich auf 
61,4090 der 6709000 t betragenden Gesamtförderung 
stellte. Die Richtung der Ausfuhr hat sich, wenn 
man. den ganzen Zeitraum in Betracht zieht, gegen- 
über dem Vorjahr nicht sonderlich geändert, in 
letzter Zeit ist aber eine Verschiebung von den 
skandinavischen Märkten nach den mittel- und süd- 
europäischen Märkten festzustellen. Die skandinavi- 
a Märkte wurden durch die Handelsverträge mit 

England gebunden, sie sind daher nur bis zu einem 
gewissen Grade für die polnische Kohle aufnahme- 
fähig. Auch die baltischen Staaten sind in die 
gleiche Abhängigkeit von England geraten. Litauen 
hat sich in dem jüngst mit England abgeschlossenen 
Handelsvertrage zur Abnahme von 170000 t Kohle 
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jährlich verpflichtet, ebenso hat Estland einen ähn- 
lichen Vertrag unterschrieben, durch den es ge- 
zwungen wird, 80 % seines Kohlenbedarfs in England 
zu decken, Lettland hat 70% seines Kohlenbedarfs 
von England zu beziehen. 

Die "Bemühungen Polens, mit England zu einem 
Einvernehmen hinsichtlich der Aufteilung der Märkte 
und zu einer Verständigung bezüglich der Kohlen- 
preise zu gelangen, sind in weite Ferne gerückt, denn 
die für Juli vorgesehenen Verhandlungen sind gar 
nicht aufgenommen worden, weil die englischen 
Kohlenindustriellen auf die polnischen V orschläge 
mit einer Denkschrift geantwortet haben, in der alle 
polnischen Forderungen glatt abgelehnt werden. 
Trotzdem will man aus London in der zweiten Sep- 
temberhälfte Vertreter nach Warschau entsenden. 

Diese Ungewißheit über die zukünftige Gestaltung 
der Auslandsmärkte, dieses Warten auf eine Rege- 
lung hat es mit sich gebracht, daß die Mitglieder 
der polnischen Kohlenkonvention zu Beginn "dieses 
Jahres, bei Ablauf des Vertrages, sich zu keiner ge- 
schlossenen Haltung verstehen konnten: Trotz lang- 
wieriger und ausgedehnter Verhandlungen gelang es 
nicht, die Gegensätze innerhalb der Konvention zu 
überbrücken, so daß das Handelsministerium, das an 
den Verhandlungen unmittelbar beteiligt war, sich 
entschloß, einzugreifen. und die Mitglieder der Kon- 
vention sich damit einverstanden erklärten, daß alle 
strittigen Fragen durch einen Schiedsspruch geregelt 
werden sollten. Daß die Regierung an der Aufrecht- 
erhaltung der Kohlenkonvention interessiert war, läßt 
sich schon allein damit erklären, daß die Kohlen 
neben Holz den Hauptbestandteil der polnischen Aus- 
fuhr bilden. Es war nicht leicht, die vielen wider- 
streitenden Interessen der Kohlenproduzenten der 
einzelnen Reviere auf einen gemeinsamen Nenner zu 
bringen. Der Rahmenvertrag wurde den vorhergegan- 
genen Verträgen entnommen, die offenen Fragen dem 
Schiedsspruch des Vertreters des Handelsministe- 
riums, Ministerialdirektor Peche, überlassen. Trotz 
genauer Kenntnis aller dieser Fragen konnte auch 
er zunächst aus den gleichen Gründen der abwarten- 
den Taktik keinen endgültigen Schiedsspruch fällen. 
Er begnügte sich damit, im März eine vorläufige 
E ntscheidung zu treffen und die endgültige fürE nde 
Juni anzukündigen, für einen Zeitpunkt also, in dem 
sich die Auswirkungen der vorläufigen Entscheidung 
einigermaßen übersehen ließen und das Verhältnis 
zu England eine weitere Klärung Se haben 
würde. 

In den interessierten Kreisen erwartete man Geh, 
Schiedsspruch mit leicht verständlicher Spannung, 
da.die schwerwiegendsten Fragen dieses für Polen 
so wichtigen Wirtsc haftsgebietes offen geblieben 
waren und i eine Entsc heidung forderten. Es ist selbst- 
verständlich, daß die von den einzelnen Mitgliedern 
der Konvention gestellten Forderungen, so berechtigt 
sie auch vom eigenen Standpunkt aus sein mochten, 
nicht erfüllt werden konnten. Aber der Schiedsspruch 
vom 27. Juni hat noch weniger gebracht, als man 
erwartete, denn er enthält keine besonderen Abände- 
rungen der allgemeinen Bedingungen und läßt auch 
das gegenwärtige Kräfteverhältnis unberührt. Unbe- 
rücksic 'hiigt blieb auch die von der einen oder an- 
deren Seite unterstrichene These von der Notwendig- 
keit der Konzentration der Kohlenförderung, durch 
Zuweisung der Kontingente kleinerer Betriebe an 
gróDere. 

Bei den früheren Erneuerungen der Kohlenkonven- 
tion hatten einzelne Mitglieder aus der Besorgnis 
heraus, die Konvention kónnte an der Frage des Ver- 
teilungsschlüssels scheitern, 'sich leicht. zu Zuge- 
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stándnissen bereitgefunden, wodurch die hartnäcki- 
geren Verhandlungspartner sich größere Vorteile 
sichern konnten. Bei den letzten Verhandlungen hat 
die Regierung darauf gedrungen, daß die Interessen 
der einzelnen Bergbaugebiete dem Gesamtinteresse 
hintangesetzt werden. Die Folge dieser Einstellung 
war, daß die Schmälerung des Anteils des ostober- 
schlesischen Reviers bestehen blieb. Dieses erhielt 
nämlich durch den Schiedsspruch nur einen Anteil 
von 690%, während es bei Abschluß der ersten Kon- 
vention im Jahre 1925 einen Anteil von 74% hatte, 
der dann von Jahr zu Jahr beschnitten wurde. Trotz- 
dem brachte der Schiedsspruch gegenüber der Kon- 
vention vom Jahre 1933 eine Verbesserung von rund 
0,9% zugunsten der vier ostoberschlesischen Gesell- 
schaften. Dem Krakauer und Dombrowaer Revier 
wurden von der monatlichen Grundquote 18900 t 
gestrichen, von welcher Menge 9000 t vier ostober- 
schlesischen Firmen zugeteilt wurden und 9800 t 
drei Gruben des Dombrowaer Reviers zugewiesen 
wurden, um deren drohende Stillegung zu verhindern. 
Dem Krakauer Revier wurde eine zusätzliche Lizenz 
zugesprochen, was von den anderen Mitgliedern als 
ungerechtfertigt angesehen wird, da das Krakauer 
Revier an der verlustbringenden Ueberseeausfuhr 
nicht beteiligt ist. 


Eine Frage blieb vollständig offen, nämlich die, 
nach welchen Grundsätzen die 90000 t monatlich, 
deren Verteilung sich das Handelsministerium vor- 
behalten hat, verteilt werden sollen. Diese Menge 
soll zum Teil als Exportprämie, zum Teil als Aus- 
gleich der Anteile der einzelnen Gruben für den 
Inlandsmarkt verwendet werden. Die zweite wichtige 
Frage, die durch den Schiedsspruch hätte geregelt 
werden sollen und noch offen blieb, ist die Reorgani- 
sation des Zwischenhandels. Zwar hat die Regierung 
wiederholt recht nachdrücklich eine Regelung in 
dem Sinne gefordert, daß der Verkaufsapparat so- 
wohl eingeschränkt wie auch verbilligt werde, doch 
sind die von Mitgliedern der Konvention selbst unter- 
breiteten Vorschläge unberücksichtigt geblieben, und 
der bisherige Zustand bleibt vorläufig weiter aufrecht 
erhalten. Theoretisch wurde die Notwendigkeit der 
Reformen zwar anerkannt, doch wollte der Schieds- 
richter jetzt noch keine Entscheidung fällen, und er 
beabsichtigt, diese Reformen zu einem geeigneteren 
Zeitpunkt nach reiflicher Prüfung der Verhältnisse 
in Angriff zu nehmen. 

Bisher waren für den Verkauf an direkte Ab- 
nehmer der Gruben, die die Kohlen mit Fuhrwerken 
und Fahrzeugen verfrachteten, 300000 t freigegeben. 
Diese Menge wurde um 100000 t auf 400000 t jàhr- 
lich erhóht. Die Entscheidung des Schiedsrichters 
steht zwar im Widerspruch zu der Forderung der 
Regierung, daß der Kohlentransport hauptsächlich 
mit der Eisenbahn zu erfolgen hat, doch dürfte dies 
aus dem Grunde geschehen sein, um dem wilden 
Verkauf der auf den Schlackenhalden gesammelten 
Kohle und der im wilden Bergbau geförderten Kohle 
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aus den „Elendsschächten“ wirksamer entgegentreten. 
zu können. 


Bei der Aufstellung des Verteilungsschlüssels für 
die Ueberseeausfuhr hat der Schiedsrichter den For- 
derungen der Mehrheit entsprochen. Die Grundlage 
für die Berechnung des Schlüssels bilden die tat- 
sächlich während der letzten 12 Monate zum Versand 
gebrachten Mengen. Lediglich die Lieferungen nach 
Frankreich, Belgien und Schweden werden auf Grund 
eines etwas anders berechneten Schlüssels verteilt. 


Das Ergebnis der beiden Schiedssprüche vom 
März und Juni ist also dies, daß die Konvention zwar 
in einigen Einzelheiten abgeändert wurde, in ihren 
Grundzügen aber unverändert geblieben ist. Durch 
den Schiedsspruch vom 27. Juni sind gewisse Ver- 
schiebungen zugunsten einzelner Unternehmungen er- 
folgt. Irgendwelche Maßnahmen, die därüber hin- 
ausgehen und die mehr allgemeinen Interessen dienen 
sollten, wurden jedoch nicht ergriffen. Die Kontin- 
gentaufteilung für die Ausfuhr bleibt auch weiterhin 
illusorisch, da die Möglichkeit besteht, daß einzelne 
Unternehmungen ihre Lizenzen bei der Ueberseeaus- 


fuhr mit Genehmigung des Handelsministeriums 
überschreiten. Da diesem nur daran gelegen sein 


kann, die Ausfuhr nach Möglichkeit zu steigern, so 
hört praktisch auf diesem Gebiete jede Bindung auf. 

Noch eine Aenderung ist durch den Schiedsspruch 
herbeigeführt worden: Der Minderheit wurde das 
Recht zugestanden, gegen Beschlüsse der Mehrheit 
beim Handelsministerium Einspruch einzulegen. Diese 
Bestimmung hat zur Folge, daß einerseits die bis- 
herige Einheitlichkeit der Konvention gesprengt wird, 
andererseits diese Privatwirtschaftsorganisation mit 
einer Behörde in engere Verbindung gebracht wird, 
was von einem nichtvunwesentlichen Teil der Mit- 
glieder der Konvention als wenig wünschenswert 
bezeichnet wird. Der Schiedsspruch allein bedeutet 
eine Unterordnung der Kohlenindustrie unter den 
Entscheidungswillen der Regierung. Die Kohlenkon- 
vention wird dadurch immer mehr zu einem Instru- 
ment der polnischen Außenhandelspolitik, das die 
polnische Regierung recht gut zu handhaben versteht. 


Geplanter Bau eines Kühlhauses in Wilna. 


Schon seit längerer Zeit besteht in Wilna der Plan der 
Erbauung eines Kühlhauses und eines Exportschlachthauses 
dureh die Stadtverwaltung. Da jedoch die dazu notwendige 
langfristige Anleihe nicht aufgebracht werden konnte, so 
entschlof sieh der Magistrat, von sich aus nur ein Kühlhaus 
zu bauen. Die Errichtung des Kühlhauses soll erst im 
nächsten Frühjahr beginnen, zur Zeit werden erst die Vor- 
bereitungsarbeiten durchgeführt. Zur Deckung der Kosten 
wird die Stadt Wilna eine kleinere Anleihe aufnehmen. Die 
Baukosten für das neue Exportschlachthaus sollen von den 
einschlägigen Industrie- und Handelskreisen aufgebracht 
werden. Mr. 


Polnischer Zucker nach Italien. 


Auf einem schwedischen Dampfer wurde eine Probe- 
sendung von 200 t polnischem Zucker nach den Häfen 
Neapel und Genua verfrachtet. Mr. 
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Deutsches Reich — Ausland 


Getreideernte im Reich besser 
als erwartet. 
Juli-Vorschützung für Getreide übertroffen. 


Die zweite, zu Anfang August d. Js. durch- 
geführte Erntevorschätzung für Getreide, 
die in diesem Jahre vielfach bereits auf Drusch- 
proben beruhte, hat im ganzen Reichsdurchschnitt 
für alle Getreidearten etwas hóhere Mengen- 
erträge erbracht, als nach der ersten Vor- 
Schätzung zu Anfang Juli angenommen 
wurde. An der Besserung sind namentlich West- 
und Süddeutschland beteiligt. Bei Weizen und 
Gerste haben sich die Schátzungen vielfach auch in 
Norddeutschland erhóht. Nach Mitteilung des 
Statistischen Reichsamts ergeben sich auf Grund der 
Meldungen der amtlichen Berichterstatter zu Anfang 
August 1934 im Reichsdurchschnitt folgende Hektar- 
erträge: Roggen 16,3 Doppelzentner (gegen 16,2 
Doppelzentner bei der Julischätzung), Weizen 18,6 
Doppelzentner (18,0), Spelz 12,9 Doppelzentner (12,1), 
Wintergerste 21,6 Doppelzentner (21,1), Sommer- 
gerste 17,9 Doppelzentner (17,1), Hafer 16,1 Doppel- 
zentner (15,7). Unter Zugrundelegung der zu Ende 
Mai festgestellten Anbauflächen errechnen sich nach 
der neuen Ernteschätzung zu Anfang August (gegen- 
über der Juli-Vorschätzung) folgende Gesamternte- 
mengen: 

Roggen . ; 7,81 Millionen Tonnen 
(gegen 7,27 "Mill. Tonnen bei der Juli-Schätzung) 
Weizen und Spelz . . . . 4,23 Millionen Tonnen 
(gegen 4,10 Mill. Tonnen bei der J uli-Schátzung) 
Brotgetreide zusammen: . 11,54 Millionen Tonnen 
(gegen 11,38 Mill. Tonnen bei derJuli-Schátzung) 
Wintergerste . . MN 660000 Tonnen 
(gegen 641000 Tonnen bei PES Juli-Schátzung) 


Sommergerste . . 2,38 Millionen Tonnen 
(gegen 2,21 Mill. "Tonnen We der Juli-Schátzung) 
Hafer 3 5,06 Millionen Tonnen 


(geret A ATI O Det der da ee 
Getreide insgesamt: . . 19,64 Millionen Tonnen 
(gegen 19,24 Mill. Tonnen bei der Juli-Sc hätzung) 


Trotz der höheren Schätzungsergebnisse bleibt die 
diesjährige Getreideernte auch nach den August- 
meldungen nicht unerheblich hinter der ungewöhn- 
lichen Rekordernte des Vorjahres zurück; sie ist, aber 
an Brotgetreide (Roggen, Weizen und Spelz zu- 
sammen) mit 11,54 Millionen Tonnen immerhin 
etwas höher, als die Mittelernte im zehn- 
jährigen Durchschnitt 1924 bis 1933 war, 
die sich auf 11,40 Millionen Tonnen stellte. Auch 
bei Gerste übertreffen die neuen Schätzungen mit 
nunmehr 3,04 Millionen Tonnen die Durchschnitts- 
ergebnisse der letzten zehn Vorjahre (2,93 Millionen 
Tonnen). Einzig bei Hafer bleibt die neue Getreide- 
ernte auch nach der August-Vorschätzung gegenüber 
dem langjährigen Mittel (6,38 Millionen Tonnen) 
zurück, und zwar um 20,6 Prozent. Die Ernte an 
Frühkartoffeln ist infolge der langen Trocken- 
heit verhältnismäßig gering ausgefallen. Im Reichs- 
durchschnitt ergibt sich ein Hektarertrag von 78,8 
Doppelzentnern gegen 120,3 Doppelzentner im Mittel 
der letzten zehn Vorjahre. Der gesamte Ertrag an 
Frühkartoffeln beziffert sich auf 1,87 Millionen 
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Tonnen gegen 2,91 Millionen Tonnen im Durchschnitt 
der letzten zehn Jahre. Auch der erste Heuschnitt 
hat nach den Schátzungen zu Anfang August men- 
genmäßig geringe Erträge (im Reichsdurchschnitt 
21,3 Doppelzentner je Hektar gegen 42,6 Doppel- 
zentner im Mittel der letzten Jahre) erbracht. Ins- 
gesamt wird der Ertrag der ersten Wiesenheuernte 
auf 11,69 Millionen Tonnen (gegen 23,37 Millionen 
Tonnen im langjährigen Mittel) geschätzt. Für Spät- 
kartoffeln und Futtermittel haben sich die Aus- 
sichten gebessert. 


Schadensersatzpflicht eines Arbeitgebers. 
Zur Frage, ob ein Arbeitgeber, der durch 
Arbeitsüberlastung den Selbstmord einer An- 
gestellten verschuldet hat, den Angehörigen scha- 
densersatzpflichtig ist. Urteil des Arbeits- 
gerichts Nürnberg (Arbeitsr.-Sammlung Bd. 20 

3. Heft 2. Abt. S. 157). 

Dem Prinzipal wird in $ 62 HGB. eine Reihe von 
Verpflichtungen auferlegt, welche die Fürsorge für 
das Wohl der Handlungsgehilfen zum Gegenstande 
haben. Der Geschäftsbetrieb und die Arbeitszeit sind 
u. a. so zu regeln, daß der Angestellte gegen eine Ge- 
fährdung seiner Gesundheit, soweit die Natur des 
Betriebs es gestattet, geschützt ist. Der Geschäfts- 
betrieb umfaßt alle Tätigkeit, die für das Unter- 
nehmen geleistet werden muß; er muß mit fürsorg- 
licher Rücksicht auf das Personal organisiert sein. 
Auch eine Gesundheitsgefährdung durch übermäßige 
Ausdehnung der Arbeitszeit oder Nichtgewährung 
angemessener Pausen fällt unter diese Schutzbestim- 
mung. Der Unternehmer darf nicht allzu hohe An- 
forderungen an einen Gehilfen stellen. Der national- 
sozialistische Staat legt die Sorge für das Wohl der 
Gefolgschaft als selbstverständliche Pflicht in er- 
höhtem Maße dem Leiter eines Betriebs als Unter- 
nehmer auf. Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Ar- 
beitskraft, Gesundheit und Leben des Arbeiters 
dürfen nicht zur käuflichen Ware herabgleiten, diese 
sind und bleiben höchstes Gut des einzelnen sowohl 
wie des Volkes, das an der Erhaltung dieses Gutes 
das größte Interesse hat. 


Im vorliegenden Fall bestand unbedenklich Kau- 
salzusammenhang zwischen dem Selbstmord der An- 
gestellten und der übermäßigen Ausbeutung mensch- 
licher Arbeitskraft im Sinne der vorstehenden Aus- 
führungen. Danach ist der Arbeitgeber den unter- 
haltsberechtigten Angehörigen zur Gewährung des 
Unterhalts verpflichtet, als die Getötete während der 
mutmaßlichen Dauer ihres Lebens es verpflichtet 
gewesen wäre. 


Wareneinfuhr nach Brasilien. 


Bei der Einfuhr von Waren nach Brasilien aus 
Ländern, mit denen Brasilien Handelsverträge zwecks 
gegenseitiger Anwendung von Vorzugszöllen abge- 
schlossen hat, sind den brasilianischen Konsulats- 
fakturen Ursprungszeugnisse beizufügen, damit die 
zuständigen Zollämter in Brasilien. die Minimalzoll- 
sätze zur Anrechnung bringen. Als genügender Nach- 
weis für den Ursprung der Waren werden angesehen: 

a) beglaubigte Handelsrechnungen des Fabrikanten 
der Ware, 


b) Bescheinigungen der Zollbehörde oder der Han- 
delskammer des Ursprungslandes der Ware. 


